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über die zm une tag, dem 14.August 1934 im 
Neuen Sitzungssaal des Rathauses der Stadt 
Saarbrücken stattgefundene Vollversammlung 
des Landesrates. 
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Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Ich eröffne hiemit die heuti- 
ge Sitzung ( 10 Uhr). 


Die Regierunsskomission ist vertreten durch die Herren: 
Ministerialdirektor Kuchenbecker, als Staatskommissar; 


Oberregierungsrat Keßler, als Vertreter des Faglerungnkon- 
missars für Volkswohlfahrt. 
Regierungsrat Germann, als Vertreter des Regierungskon- 
| nissars für das Arbeitswesen; 
Regierungsrat Weich, als Vertreter des Regierungskom- 


missars für Volkswohlfahrt; 


Regierungsrat Jungfleisch,als Vertreter des Regierungskon- 
missars für das Versicherungswesen. 


Von den Mitgliedern fehlen entschuldigt die Herren: 


Kicfer {DF) Sa brücken; Blügel (DF)-Neunkirchen; 
Schinhofen (DF)-NMerzig;, Hirschmann (DF)-Püttlingen. 
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liegt Ihnen schriftlich vor. Sie umfaßt folgende Punkte: 
Begutachtung der Verordnungsentwürfe betreffend: 


1) III. Verordnung zur Sicherung des Bestandes der 
Sozialversicherungsträger; 


“en bi 
, 


Ey X ProZ 


2) Änderung der Verordnung betr. dic Berechnung und 
KBrhebung von Sten ogabggben vom 24.Mai 1923 
(intsblatt Nr. 373 8.139): 

3) Abänderung der Besteuerung der Mineralöle ; 


4) Umsatzsteuer (Aufhebung der Luxussteuer); 


5) 
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5) Clearingverfahren; 


6) Versorgung der Kriegsbeschädigten und 
Kriegshinterbliebenen; 


7) Verfahren in Versorgungssachen; 


8) Gesetzliche Regelung des Tarifrechts in 
Daargebict; 


9) Jugendwohlfahrt. 
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Vorsitzender: Meinc !lcrren! Heute vor acht Jagen wurde der Frä- 
sident des Deutschen Reiches, Generalfeldnarschall von Hin- 
denburg, zur letzten Ruhc bestattet. An seiner Bahre stän- 
den in ticfster Trauer das ganze deutsche Volk und in’ÄAch- 

und Ihrerbictung dic ganze Welt. Ein Beweis, welch 
gro en und schnerzlichen Verlust mit dem Tode des Hcrrn 
eichspräsidenten, Generalfeldmarschall von enbuzg 
seine Familie und mit ihr das ganze deutsche Volk und Va- 
terland erlitten haben. 
obald nach Bekanntwerden des Todes des Herm 
Reichspräsidenten habe ich in Ihrem Namen sciner Familic 
und der je ÖhBrOgLö rung den Ausdruck Ihrer herzlichsten 
Anteilnahme übemittelt. NE 
Ich vermerke mit Dank dap Sie sich zu Beginn 
unserer heutigen Tagung scit dem Tode des Herrn Reichs- 
BERSEGERFOE zu Ehren und in Ehrfurcht vor dem großen 
oten von den Sitzungen erhoben haben. 
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(Die Komnunisten und Sozialdemokraten, die an der 
ge a nicht teilnahmen, nehmen ihrc 
Plätze ein. 


Vorsitzender: Wir treten nunnchr in die Fagbaordnung ein. Das Wort 


erteile ich dem Sprecher der Deutschen Front,Herrn Abgeorü- 
neten Levacher! 
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Abg. Levacher (DF): Deutsche Volksgenossen! Die Fraktion der Deut- 
schen Front nimnt die Vorlagen der Regicrungskomnission mit 
den von ihr in der Kommissionssitzung vorgeschlagenen Än- 
derungen_an. 

Die Vorlage betreffend 


nme mn 


Ändsrung_der Verordnung betr. die Berechnung 
und Erhebung von Stempclabeaben vom 24.Mai 1923 


| 

lehnt sic ab. Die Fraktion ist nicht in der lage, an heuti- ° 
age in cinc weitere Erörterung der Vorlagen cinzutreten. | 
as Vorgehen der Regie skonmission gegen dasin 7% 

der Deutschen Front zusammengeschlossene deutsche Saarvolk, 
insbesondere die Durchsuch und Oae a. ngnaige der Häuser 
und der Akten der Deutschen Front entbehrt jeder gesctz- i 
lichen Grundlage, wie der zuständige Richter entschieden hat. 
Trotzdem weigert sich die Regierungskommission, die nötigen ° 
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nötigen Folgerungen aus dieser richterlichen Entscheidung 
zu. ziehen. 


Andererseits sieht die upNFUngn kennt 0 20n untätig zu, 


wie eine separatistische Presse das Andenken des verewigten 
Beichspräsi enten in der unerhörtesten Weise besudcelt und tag- 
täglich den Reichskanzler und er ah der Reichsregie- 
rung in der gemeinsten Weise beschimpft. Das allzu späte Ver- 
bot zweier Zeitungen ändert an der Auffassung der Deutschen 
Front nichts. 

‚Dieses Verhalten der Regierungskommission stellt eine 
derartige a der deutgchen Bevölkerung des Saargebie- 
tes dar, daß die Fraktion der Deutschen Front zum Zeichen ih- 
res schärfsten Protestes die weitere Teilnahme an der heuti- 
gen Verhandlung ablehnt und den Saal verläßt. Weitere Schrit- 

e beim Völkerbund behält sie sich vor. 


(Die Aupeordnetgn der Deutschen Front verlassen 
daraufhin den Mtsunsesent) 


Der Komnissionsbericht, der schriftlich vorlag, wird der 
Übersichtlichkeit wegen als Anlage beigefügt! 
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Vorsitzender: Das Tort hat der Herr Abgeordnete Detjen! 
Abg. Detjen (KP): Die heutige Vollversammlung des Landesrates befaßt 
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sich erneut nit Verordnungen sozialpolitischen Inhalts, 
Wenn die Kommunistische Fraktion in der Vollversemmlung des 
Landesrates vom 19.5.1983 feststellte, daß durch die Papen= 
Notverordnung von 4.4.1931 der Bourgeoisie Deutschlands eine 
Blankovollmacht in die Hände gegeben worden ist zur weiteren 
bedingungslosen, unerhörten Aus me und Auspowerung gc- 
genüber der nichtbesitzenden und entrechteten Klasse, so 
können wir heute feststellen, daß das Hitlerregimce die Waß- 
nahmen der Ausbeutung im Interesse des Geldsacks noch ver- 
schärfter zur Durchführung gebracht hat, Auf Grund der Hei- 
delberger Abrede, die die Regel der Sozialversicherung 
bis zur Fi Regelung der Frage des Saargebietes vor- 
sieht, werden alle diese Verschlechterungen auch übertragen 
in's Saar ebiet und bilden so ein gefundenes Fressen für die 
Kapitalisten an der Saar. Nach 18 Monaten nationaler Regie- 
rung versucht die Nazipressc mit Hilfe_dcs nationalcn Not- 
rings auch hier im a ee die Notlage der Sozialhilfs- 
bedürftigen durch eine Bettelaktion zu bescitigen. Die Ver- 
gangepheit hat gezeigt, daß mit solchen Palliatimittelchen 
ie Elendslage des Proletariats nicht beseitigt werden kann. 
Für die Parasiten e Röchlings, die Otto Molfs usw. ist 
die herrliche Zeit des Jahres 1914 wieder eingekehrt, dic 
grone nationale Volksgemeinschaft angebrochen, so war der 
Inh der Reden der nationalen Kriegsopferversorgung auf 
ihren a age in Zweibrücken, Köln,Dortnund usw. 
Aber wie sicht es in Wirklichkeit aus? 

Man kürzt nicht nur die Renten durch unerhörte _Nachunter- 
Suchungen, sondern man entzieht sie den armen Rentenenp- 
fängern in sehr vielen Fällen vollständig. Man nimmt bei | | 
den Rentenzahlungen von der Blutrente der Kriegs-und Arbeits- 
opfer 2 0 gene ei er anstatt wie versprochen, | 
das Mt al anzugreifen. Bei jeder Rentenzahlung warten 
die Hilflosen auf die versprochene Erhöhung ihrer Renten. 
Des Vaterlandes Dank ist euch gewiß, oder mit den Worten 
des Blutkanzlers Hitler zu reden, 
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- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgeordneter Detjen, ich rufe Sie zur Ordnung. 


Abg. Detjen fortfahrend: die Kriegsopfer sollen besonders geehrt 
werden, statt dessen wirft man a eg Se die an- 
statt Worte endlich Taten sehen wollen, in's Gefängnis und 


in die Konzentrationslager. Nicht nur Rentenraub bei den 


Kriegsopfern, auch bei den Arbeitsinvaliden, in der Kranken- 
pe eh Mel Schon mehren sich die Anzeichen zur rest- 
i 


losen Besei 
schon im drit 
ge man fördert ganz offen, die Knappschaftsversicherung 
etrieblich zu regeln. Hier komnt das Wort unserer unver- 
geßlichen Arbeiterführerin Rosa RAERDUTE, die Sozialver- 
sicherung ist im Kapitalismus nichts weiter als ein Wild- 
schutzgesetz, so richtig zum Ausdruck. In kapitalistischen 
Staat benutzt nan die Sozialversicherung nur zur Erhaltung 


gung der Sozialversicherung. Plant man doch 
en Re 


der Lohnsklaven, bei Gewährung von Altersrenten und Pensionen 
zur Sicherung und Förderung des Nachwuchses. Hinzu konnt, daß 
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ich die Reichsknappschaft zu beseitigen, 
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in allen Versicherungszweigen die Arbeiterschaft noch selbst F 
die Mittel zur Aufrechterhaltung der Sozialversicherungs- 
anstalten aufbringen muß. Es ist eitel ne und STug, wenn 
davon ee daß seitens des Unternehmertuns _ 
finanziell zur Sozialversicherung beigetragen wird. Es ist 
gestohlener, vorenthaltener Lohn, nit dem im kapitalisti- | 
Schen Staat die Sozialversicherung noch aufrecht erhalten 4 
wird. Hitler zeigt sich auf dem Gebiet der Sozialversicherung 
als der größte Volksbetrüger. Für ihn ist die Sozialversiche- 
rung die Quelle, die die Kapitalisten die Herren Thyssen, | 
Krupp, Stinnes, Wolf, Röchling und wie sie alle heißen,nit j 
Geldmitteln versorgen soll. Das Gesetz zur Sanlorung der, 1 
Sozialversiche vom 7.12.33 hat nicht nur den Zreck,eine 
rundlage zum Rentenraub und zur Beseitigung der knappschaft- 
lichen Sonderversicherung der ee zu schaffen, son- 
dern um auch aus den Amsten der Amen Milliarden heraus- 
zupressen und sie in Fom von Anleihen, Hypotheken und so 
geiter den Aapitalehyänen zuzuführen. Das Grundlegende des 
esetzes vom 7.12.33 ist die Beseitigung der bisherigen Art 
der Beitragsrechnung zur Deckung der Ausgaben durch Inlage- 
verfahren und dic Wiedereinführung des Anwartschaftsdeckungs- 
verfahren. Greifen wir hier nur die Invalidenversicherung 
heraus, so schen wir ee: Auf Grund der bisherigen 
Beiträge konnte die Invalidenversicherung vom Jahre 1924 
bis zum Jahre 1930 ein Vermögen in Höhe von 1,38 Milliarden 
Mark aufstabeln, die Angestelltenversicherung ein solches 
in Höhe von 2,15 Milliarden. Beide Versicherungen zusammen 
hatten somit Ende 1930 cin Vemögen von 3,53 Milliarden Mark. 
Rechnet man dic kna pe tilete Bergarbeiterversicherung 
noch hinzu, so er ib sich ein Gesamtvermögen von 4,2 Milliar- 
den Mark. Seit 1931, wo sich die Krise verschärft hat, ist 
bis zum Jahre 1933 nur ein Rückgang dieses Vermögens um 423 
Millionen Mark zu verzcichnen. Ein Vermögen von 4 Milliarden 
Mark ist also auch noch im Jahre 1933 vorhanden. Das gibt | 
selbst der faschistische Staatssekretär Dr.Krohn des Heichs- 7% 
arbeitmministcriuns in Artikeln, die von der faschistischen | 
Unternehmerpresse veröffentlicht werden, zu. Dieses Vermögen 
ürde also noch mehr als 10 Jahre "u. SORUng eines solchen 4 
Fehlbetrages, wic % in den Jahren 1931_und 1932 entstanden i 
ist, reichen ohne Venn. 1 
trotz den riesigen Vemögen die Invalidenrenten und auch die 
Knappschaftsrenten nicht er werden können, So ij das 
en nicht flüssig gemacht werden 
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erung der Arbeiter. Dort kann man sic aber nicht herausneh- 
men, wcil die Krupp und Thyssen sie nicht herausgeben. 
Gegenteil, diese wollen noch mehr Milliarden haben. Deshalb 
der ganzc faschistische Sozialversicherungsschwindel. Des- 
halb Imstellung der ganzen Sozialversicherung auf das System 
des Anwartschaftdcckungsverfahren. Pe 
Der faschistische Staatsekretär Krohn schreibt in 







einem Artikel, daß, wenn man scit 194 das Amrartschafts- 
deckungsverfahren angewendet hätte, dann wärc_1932 cin Ver- 4 
mögen von 12,5 Milliarden allein bci der Invalidenrcersicherung 4 
vorhanden gewesen. Natürlich wären diese 12,5 Milliarden e°- 4 
nau so im Rachen der Krupp und Thyssen verschwunden, wie die 
4,2 Milliarden verschwunden sind. Auf Grund des neuen fa- u 


schistischen Deckungsverfahrens soll das Vemögen in der 4 
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der Invalidenversicherung allein bis zum Jahre 1944 auf 4 Mil- 
liarden steigen, bis zum Jahre 1954 soll es 10 Milliarden cr- 
reichen, nehmen wir die Angestelltenversicherung hinzu, 80 
soll im Verlauf von 20 Jahren ein Vermögen von ca.20 Milliar- 
den erreicht werden. Diese Milliarden, die aus den Knochen 
der Arbeiter und Inraliden herausgepreßt werden, sollen der 
Wirtschaft - lies Großkapitalisten und Hausbesitz - als Hy- 
potgeken und So weiter zugeführt werden. Aber nicht nur das, 
ondern auch der faschistische Staat braucht sie ja zur Vor- 
bereitung des Krieges, des Völke 


2 Egaren». So, wie Wilhelm der 
Ausgerissene, die Milkiarden der 


r Sozialversiche der Vor- 
kriegszeit verpulvert hat, so will auch Adolf der Erste neue 
Milliarden haben, um Krieg führen zu können. Wie sich der | 
faschistische Rentenraub_bis jetzt schon ausgewirkt hat, zei- 
en einige Vergleichszahlen. Die Durchschnittsrente bezw. 
ension, einschließlich aller Zulagen betrug im Monat: 
in Jahre 


Jahre 52 1930 1931 1932 2.933 
empeghafte ension 92 gl 79 &2 AN. 
Inrälidenrente 42 36 30 26 " 


Das ist eine Kürzung der Snmppscheftenension von 1930 -1932 
um 14,13 % und unter der Hitlerdiktatür von 1932 um weitere 
21,52_%. Bei der Invalidenrente beträgt die Kürz von 1% 
bis 1932 28,7 %, von 1930 - 1983 weitere 13,33%. Dieser in- 
fane Rentendiebstahl wurde durchgeführt durch die aller nög- 
lichsten Methoden, insbesondere durch das berühmte Nachprü- 
fapgsyerfehren, das ja auch das Hitlerische Gesetz vom_7.12. 
1933 für alle noch laufenden Renten und auch die Unfallrente 
vorsieht. In der Kriegsopferversorgung wirken sich in erster 
linie die unerhörten Ruhensvorschriften als rücksichtslose 
Abbaumaßnahmen aus. ei: 
Rentenraub auf der ggnzen linie in allen kapitalistischen 
ändern. Nur in der Sowjet-Union TREE LER ENGEN der Sozial- 
versicherung. Das einzige Land der Welt, in dem für die 
Kriegsopfer, für die invaliden und kranken Arbeiter gesorgt 
wird, ist die Sowjet-Union. Auch hier sind in den letzten 
Jahren gewaltige Änderungen durchgeführt. Aber während in den 
apitalistischen Ländern die vosialversicherun abgebaut oder 
' gänzlich beseitigt wird, wird sie in der Sowjet-Union immer 
weiter vervollkommnet, sodaß der Arbeiter bei Krankheit oder 
Inralidität genau so gestellt ist, als ob er sich noch im 
Produktionsprozeß befindet. Nach der neuesten Regelung der 
Invalidenversicherung sind beispielsweise die Bergarbeiter 
unter Tage in die erste Kategorie der Versicherten eingereiht 
und beziehen a a eg auch die Spitzenrenten im Falle 
der Invalidität. Wird ein Bergarbeiter durch Krankheit in- 
valid, so erhält er bei einer Beschäftigungsdauer unter 10 Jah- 
ren 96 % seines Verdienstes als Invalidenrente. Für jedes 
Jahr einer längeren PROPHET EL Eungalaner steigt die Invaliden- 
rente um 2% bis zum vollen Arbeitsverdienst. Im Falle des 
Todes erhält, wenn nur ein Hinterbliebener vorhanden ist, 


dieser 50 %, sind 2 Hinterbliebene vorhanden, so erhalten 
diese 75 % der Rente und bei drei Hinterbliebenen wird die 
Rente zu l0OO % an sie ausbezahlt. Ohne Rücksicht auf Invali- 


dität und Arbeitsfähigkeit erhält der Arbeiter, wenn er 50 Jah- 
re alt geworden ist und mehr als 20 Jahre gearbeitet hat,eine 
Altersrente in Höhe von 60 % seines Verdienstes. Das sind nur 
einige Auszüge aus dem Aufbau der Sozialversiche in der 
wjet-Union. Die Arbeiter der Sowjet-Union kennen keine 
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keine Sorgen um die Aufbringung der Beiträge, sie kennen keine 
Lohnabzüge, die die Kapitalisten in die Tasche stecken. Aber, 
sie haben es verstanden, die Kapitalisten zu vertreiben und 
die Macht in die eigenen Hände zu nehmen. Deshalb sind sie 
jetzt in der Lage, ihre Sozialversicherung zum Wohle der In- 
validen, Witwen und Waisen auszubauen. Sie peigen den Arbei- 
tern der Welt, daß der Ausweg aus Not und Elend nur der be- 
freiende Sozialismus ist. 

Zu den heute von uns zu verabschiedenden Vorlagen 
haben wir eine Reihe von Anträgen gestellt, welche lauten: 
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1) Aufhebung der Pestiunungen der Notverordnung auf . | 
Gebiet der Sozialversicherung wie vor dem 1.Juli 1930 
sowie der Versor der Kriegsbeschädigten auf den 


Stand des Jahres 197; 


Aufhebung _aller Ruhensvorschriften für nebeneinander-' 
aufende Renten; Ä | 


3) Ausdehnung der Versicher mueltoht auf alle Be- 
triebsarbeiter, Kleingewerbetreibende, Klein»-und 
wergbauern, deren monatliches Einkommen 2000 Fran- 


et en Aa 
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ken nicht übersteigt. ernahme der gesamten Beiträ- 
ee auf die Unternehmer, für Kleingewerbetreibende 

ernahme der Beiträge auf die Unternehmer, Staat | 

und Kommunen. | 4 

.. Desweiteren verweisen die Kommunisten auf die’ 

von ihnen in der Plenarsitzung vom 12.Juli 1932 auf- ° 

gestellten Anträge; | 


4) Einführung des Wahlrechts zu_den Versicherungs- 
u auch für die Erwerbslosen, deren 
Beiträge durch die Gemeinde entrichtet werden; 


SAyaagT Dy251y 


5) Freie Ärzte-und Krankenhauswahl für alle Versicherten ° 
gleichviel welcher Versicherungsanstalt (landes- | 
versicherungs-Knappschaftsversicherungsanstalt 
sie angehören; 


6) Aufhebung der Krankenschein-und Rezeptgebühr; 


7) Wiederherstellung der Anwartschaftsbestimnungen nach 
em Stande vom 1.Dezember 


122.23 


8) Herabsetz der Grenze zur Erreichung der Alters- 
erenze von 55 auf 50 Jahre; 


IE Wa eV Ba 


9) Herabsetzung der Invaliditätsgrenze von 66 2/3 % 
auf 50 %. 


Und zum Schluß, meine Herren von der Deutschen-Kapitalisten- 
Front, wenn Sic glauben, durch Ihre Drohungen und Terromaß- 
nahmen die saarländischen Rentenempfänger im Sinne der Abstim- 
mung für das faschistische Hitlerdeutschland zu beeinflussen | 
und zwar dergestalt, daß sie erklären, Hitlerdeutschland ge- | 
währleistet nur dann die Renten, wenn das Saargebiet an's 
Reich zurückgegliedert wird, so fügen Sie hier eine bewußte 1 
ge \ 
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Lüge im Interesse des Profits Ihren Drohungen hinzu, um auch 
das Saarvolk der Ausplünderung und dem Blutregime Hıtler- 
dcutschlands auszulicfern. 

‘ Wir erklären hier von dieser Stelle, die Renten der 
Sanrrentensupfänger sind zunächst gesichert durch die lang- 
jor c Mitgliedschaft in den deutschen Versicherungsanstal- 
sn. e Drohung, Deutschland zahle die Renten nicht, zeiet, 


ersicherte_ja 
letzten Endes auch ein gesctzliches Anrecht auf seine Renten 


‚ „Beararbeiter entscheidet euch für den status quo, 
dann sichert ihr euch cure Renten vor dem ngrit: des Hit- 
lerfaschismus. Versicherte und ausgebeutete Kentenenpfänger 
kämpft mit uns mit der Kommunistischen Partei, in der anti- 
faschistischen Einheitsfront, auf dem günstigeren Kampfboden 
für die Beibehaltung des jetzigen Zustandes, für den Status 

uo. In Hitlerdeutschland wird die gesamte $ozialversicherung 

eseitigt, läuft Sturm dagegen, entscheidet euch am 13. Januar 
für den status quo, bercitcn wır dem Hitlerfaschismus eine 
entscheidende Niedcrlage, dann haben wir dazu beigetragen, 
ein Mord-und Terrorsysten zu stürzen. Der besiegte Hitler 
wird nicht dikticren, sondern die Sozialversicherung und 
Kriegsopferversor ‚in vollem Unfange gewährleisten müssen. 
Organisiert alle Arbeitermassen in diesem Sinne, dann wird 
der Sturz des faschistischen-kapitalistischen Systems sicher 
sein. 
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Vorsitzender: Das \iort hat der Herr Abgeordnete L'hoste! 


er - _ 
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Abg. L'hoste (KV): eine Dame und meine Herren! Als erstes prote- 
stiert die Komnunistische Fraktion gegen die Verbote der 
antifaschistischen Zeitungen und zwar lautet der Protest 
folgendermaßen: 


Die Kommunistische Fraktion protestiert mit aller 
Schärfe gegen die Verbote der "Deutschen Volkszeitung” und 
der "Volksstinme " und fordert von der Regierungskommission 
die sofortige Aufhebung des Verbotes. Die Gründe, die die 
a rogun skommission nen hat sind für uns nicht naß- 
gebend. Mir stehen im Abstinmungskampf, der sehr scharf 


EEE REN TE on 


ausgetragen wird, und in diesem Abstinnungskanpf kann man 
keine Knebelung der Presse gutheißen, viel weniger noch 
entschuldigen. 

‚Als zweites habe ich noch verschiedene Anfragen an 
die Regierungskomnission zu richten: 


1) Tas gedenkt dic Regierungskommission zu tun,um 
dic in den SORDEERG SOBkenNrafionäingorn und 
Zuchthäusern befindlichen antifaschistischen 

aarländer zu befreien? 


2) Tas gedenkt die Regierungskomission zu tun,um 
solche unberechtigten Verhaftungen zu verhindern? 


3) Was gedenkt die Abstimnungskomnission zu tun,um | 
diese in den Zuchthäusern in Deutschland gemordeten ! 
und ee Antifaschisten ihr Abstimnungs- N 
recht zu geben? 





Ich möchte zur eepindung dieser Anfragen einzelne i 
Punkte herausgreifen von Verhaf zugg8 von Saarländern im | 
Dritten Reich. Sie werden sich vielleicht erinnern können | 
auf den Fall Paul Lissmann von Ludweiler. Ein Arbeiter von | 
udweiler geht nach Hitler-Deutschland in einen Grenzort | 
nach Steinberg und will dort gekaufte Kartoffeln bezahlen. 
Man findet bei ihm eine Arbeiterzeitung. Der Arbeiter wird 
verhaftet, wird über //2 Jahr in Untersuchungshaft in _ 
Birkenfeld festgehalten, man spricht ihn frei und muß ihn 
laufen lassen. Aber das T ische bei dieser Geschichte ist, 
daß der Arbeiter einen Ausbruchversuch gannah? hat und von 
dem Amtsgericht in Birkenfeld cine Strafe wegen Ausbruchs- 
versuchs und mogSn Sachbeschädigung von 14 Tagen bekommt. 
Dicsc Strafe soll der Arbeiter im ng hg jetzt laut Ge- 
richtsbceschluß dcs Antsgerichts Ottwciler antreten. Dic Ae- 
gierungskomnission sagtt cinem Vertreter von uns, der dort 
vorstellig wurde bcim Justizuinisterium: Wir können nichts 
daran nachen, der ilann muß seinc Strafe hier absitzen.Also 
zu dem halben Jahre unberechtigter Freiheitsbogaubu in 
Deutschland jetzt noch, wo dic faschistischen Gerichte noch 
eine Freispröchung scl Er ar rrtie! jetgt noch 
cinc Strafe dazu. Wer bezahlt dem Arbeiter diesc >chädigung? 
‚ Als 2.Fall möchte ich anführen: Vor cinigen Tagen | 
wurde in München der Studont der Theologie Ludwig von Buss | 
verhaftet. Weshalb wurde sr verhaftet? Man hört nichts,nan | 
weiß nichts. Wahrscheinlich war er ciner von den Mies- 4 
machern und Kritikastem. Wir verlangen von der Regierungs- 
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Regicrungskonnission, daß sie die Teokstellung macht, wo der 
Mann cigentlich steckt, was cigentlich los ist und auch dic 
Freilassung bewirkt. 

Wir erinnern ferner an den Arbeiter Porsch Karsher, 
der in Frankfurt vor cincn Jahr verhaftet wurde, wo cr sant 
scincr Frau zu Besuch weilte. _ 

Wir crinnern an Muskoni von Oberlinxweiler. Ich cr- 
kläre nochnals und frage dic Regierungskomnission ausdrück- 
lich: Was ist_bis jetzt getan worden in dem Fall von Kaplan 
Scitz von St.Ingbert. Was ist bis ha U Sahen worden in dem 

hncmann Dudrrciler, der fast ein Jahr in Dachau sitzt 

auf Grund einer Denunziation und der in Zreibrücken verhaftet 
wurdc. Tcshalb mu Kaplan Seitz verhaftet ? We 

Alle diese Sachen wollen wir geklärt haben. Dic itc- 
gicrungskomission nüßtce cin Interessc daran haben, daß man 
wenigstens für dic_Einvmohncer des Saargebietcs das tut,vas 
erforderlich ist. Dic Abstimmungskommission muß eine cinwand- 
freic Abstinmung gewährleisten. 


(Bravo-Rufc der Kommunisten ) 


Vorsitzender: Das "ort hat die Frau Abgeordnits Hermann! 


Abg. Hermann(KP): Meinc Herren! Ehe ich zur Verordnung betreffend 


Jugendvrohlfahrt 
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spreche ‚nöchtc ich cins sagen! Tiarum hat die Deutsche Front 
so feigc den Sitzungssaal verlassen; sie will sich drücken 
vor der Verabschiedung der Vorlagen. Sic hat a den Sit- 
zungssaal verlassen, weil sic sich fürchtet vor der Abrech- 
nung und weil sic zu den EEaeR betreffend he a get a 
ten und Sozialversicherung nicht Stellung ncmmen will und ihr 
Schrindcl-und Betrugsmanöver weiterführen zu können. 


(Zurufe der Kommunisten: Schr gut !) 


Dice Stellungnahmc der Deutschen Front beweist, wie recht wir 
haben, wenn wir sagen, Arbeiter, Kleinrentncr, Sozialrcntner, 
du gehörst nicht in dic Deutsche Front, du gchörst in dic 
faschistische Front, du stimnst m 13. Januar für den status 
quo. 


"ir haben bercits Anträge cingercicht, und vollen dic- 
sc Anträge noch crıcitcern. 


1) Bescitigung der Fürsorgc überhaupt. Ey 
Allc im Ssärgcbict bestehenden Gesctzc, dic dic 
TE TRDERSS PRARNUNG vorschen, sind außer Kraft zu 
sctzen. 


2) Bei Entscheidung über Fürsorgcecrzichung sind dic 
Geistlichen bei der Konferenz auszuschalten. Das 
alleinige Entschcidungsrecht unterlicgt in erster 
Linie den Eltern bezw. Pflegecltern. 
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3) Alle Kinder, die in Fürsorgeerziehung aus dem Saar- 


gebict im Reich sind, sind sofort zurückzuzichen, 
und. cs sind keine Kinder mehr hinzuschicken. 


a 


4) Der Antragsteller, der das Kind in Erzichung haben 
will, hat die Kosten selbst zu übernehmen. Eltern, 
die für die Kosten herangezogen wurden, sind die- 


selben wieder zurückzuerstatten. 


u, 


5) Bereitstellung von Sportplätzen und Schulsäälen 
für die gr arische werktätige Jugend. Das_Altcer, 
mit den die verhängte Fürsorgeerziehung ihr Ende 
finden muß, darf das 16. Lebensjahr nicht über- 


schreiten. 


Ich möchte hier an einigen Fällen die bürgerliche Für- 
sorge charakterisieren., 

Ein Beispicl aus Sulzbach: Dort ist es so: Eine anti- 
faschistische Familie hat ein Kind in Pflege genommen. Sie 
schickten das Kind mit der Internationalen Arbeiter-Hilfe 
nach Frankreich zur Erholung. Der Pastor von Sulzbach läuft 
den Leuten nun die Türe ein und bestürmt sie, das Kind sofort 
zurückzuholen, andern falls so drohte er, müßte er das Kind 
von ihnen weg und in Erziehung geben lassen. Dem Kinde gcht 
cs bei der antifaschistischen Familie schr gut und auch dort, 
wo es sich zurzeit in a lung befindet. Nur auf sehr cncr- 
gisches Vorgehen des Pflegevaters hin, konnte das verhindert 
werden. Aber, es ist doch meistens so, daß hauptsächlich Kin- 
der von Dissidenten und Antifaschisten angeblich wegen Gefähr- 
d der Religion oder daß Antifaschisten in Zwangserziehung 
gesteckt werden. | 

Ein begondgrez Fall liegt aus den Erziehungsheim Hon- 
burg vor. Bei der Entfernung einer Hakenkreuzfahne in »aar- 
brücken wurde in der Nähe ein Jugendlicher verhaftet, Vor dem 
Schnellrichter wurde er zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt 
und in die Erziehungsanstalt in Homburg gesteckt. Diese Stra- 
fe fiel unter das Annestiegesetz und trotzdem hält man den 
Jugendlichen in der Erziehungsanstalt fest. Da nun die meisten 
Wärter in Homburg Faschisten sind, sind die als Antifaschisten 


bekannten Insassen besonders schikanöser Behandl ausgesetzt, 


_ Das ist die Jugenderziehung_ auf der einen »eite. Auf 
der anderen Seite werden die Jugendlichen -heute schon von den 
Erziehern der Hitlerjugend auf Arbeitermord und ‚Mprerolien 
dressiert. Das Beigt PelERnSer Vor 7all in Bexbach. Die katho- 
lische Jugend von Bexbach konnt abends von einer Kundgebung 
nach Hause. Da stürzt sich eine Schar Hitlerjugend auf die 
katholischen Jugendlichen mit dem Gebrüll:" Separatistenge- 
sindel,Landesverräter,1935 werden wir euch eure Unifom aus- 
ziehen und euren Kopf auf den Hauklotz legen und abhacken." 
Also, ganz nach dem Muster Hitlers und Görings, die in Berlin 


drei Jugendlichen von 19, 20 und 26 Jahren die ur abhackten. 


Weiter erinnere ich an den christlichen Arbeiter Schriefer, 
an den katholischen Jugendführer Probst, den man am 30.Junı 
zusammengeschossen hat. 

er Göring-Flan sieht vor: Alle Jugendlichen bis zu 
25 Jahren sind aus den Betrieben zu entlassen und auf das Land 
zu schicken. Dort bei der Landhilfe werden die Jugendlichen 
bis zum Neißbluten ausgebeutet und dazu noch gesc sen: S0 
kam es, daß Jugendliche massenweise von dieser "Landhilfe" 
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Landhilfe flüchteten und dann, da sie keinen Pfennig Unter- 
stützung bekomnen, ihren Eltern zur Last fielen. Haben diese 
nun selbst nichts, so werden die jungen Leute ee automatisch 
suf die Verbrecherlaufbahn getrieben. Das nennt man nun "Ju- 
Euer ent eung in Dritten Reich. Das ist faschistische Ju- 

enderziehung. In einem solch hoffnungslosen Zustand, keine 

rbeit, auch keine Aussicht, welche zu bekommen, überhaupt 
keine Existenzmöglichkeit, entsprechend der Entwicklung eines 
Jugendlichen. So will man die werktätige Jugend an der Saar 
‘erziehen und "ertüchtigen". ER 

Wir aber werden mit Unterstützung der antifaschisti- 

schen Jugend die werktätige Jugend des 2: 207 7 mobilisie- 
ren gegen den Anschluß an ein = solches Zuchthausregine, wie es 
in Hitlerdeutschland ist. Die werktätige Jugend an der Saar 
marschiert nit uns für den Sieg des status quo! 
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Vorsitzender: Das liort hat der Herr Abgeoränete Frisch! 


\bg. Frisch (KP): Meine Dane und meine Herren! Die Deutsche Front 
at den Saal verlassen und damit gezeigt, daß sie kein inter 
Interesse hat an den Fragen der Arbeiterschaft an der »aar. 
Sie hat versucht, der Abrechnung zu entgehen. Und gerade die | 
Vorlage betreffend } 


Gesetzliche Regelung des Tarifwesens, 

die für die Saararbeiterschaft von größter Bedeutung ist,ist 
die Veranlassung gewesen, die Sitzung zu verlassen. Diese 
ei veranlaßt uns, zu ihr ganz besonders Stellung zu neh- 
men. Wer die Entwicklung der Wirtschaft sieht,sieht, daß die 
gute gestiegen ist, wogegen die Löhne sich dauernd 
nach unten bewegen. Schon dieses beweist uns, daß die Tarif- 
regelung kein Garant ist für die Löhne der Arbeiterschaft. 
wir stellen folgendes fest: Ls sind fast in allen und größe- 
ren Industriezweigen Tarife festgelegt und es besteht ein 
1DE rapı, Ger bei nomaler Arbeitsleistung die Löhne garan- 

iert. 

Meine Herren! Ich nöchte Ihnen folgendes Beispiel 
vorführen. Wenn man sich die Zustände in den Betrieben be- | 
trachtet und die Löhne sieht, kann man feststellen, daß ein F 
Lohnabbau von 30 7 bis 50 % stattgefunden hat. Die Methoden, | 
die in sämtlichen Betrieben angewandt werden, laufen darauf 4 
hinaus, die Löhne zu kürzen. Dann besteht das Mittel, die E 
Arbeiter zu entl-ssen in 3 52 der Arbeitsordnung. _ ! [ 

In der Vorlage ist nicht garantiert, daß die Interes- | 
sen des Arbeiters gesichert sind. Es ist vorgesehen, daß ein 
Ausschuß bestehen soll, daß eine gleiche Zahl von Arbeitneh- 
mern und ED NEPUNER. BES ERDE sein soll und daß der Obmann, 
wenn nicht ein Vergleich zustande komnen soll, vom Landge- 
richtspräsidenten emannt werden soll. 

. Mit dieser Bestimnung können wir nicht einverstanden 
sein. Mir verlangen, daß das Verhältnis 1:5 angewandt wird. 

Weiterhin nöchte ich hier ganz besonders etwas zur 
Jugend sprechen. Tir wissen, daß die Jugend fast zu hundert 
Prozent erwerbslos ist, und daß das kleine Unternehmertum 
diese Erwerbslosigkeit ausnützt. Sie stellen eine große An- 
zahl Lehrlinge ein und arbeiten mit diesen _Lehrlingen,denen 
sie etwas Taschengeld geben, und wenn die Lehrzeit vorbei ist, 
dann schmeißen sie die Lehrlinge heraus und stellen wieder 
neue ein. Das ist eine latsache, die an der Saar vorhanden 
ist, und deswegen verlangen wir, daß Lehrlingstarife einge- 
führt werden. Das ist eine Forderung, an der wir unbedingt 
festhalten nüssen. 

Meine Dame und meine Herren! Wenn die deutsche Front 
heute so ad ba ausgerissen 1st, so war dafür maßgebend 
die Furcht vor der Abrechnung über die katastrophale Lage im 

ritten Reich. Und hier möchte ich auf das Tarifwesen, auf 
das Arbeitsrecht in Dritten Reich, das Gewerkschaftsrecht 
usw. eingehen. 

Nun, man hat den Arbeitern genal kiss Versprechungen 
emacht. Man hat auch manchem Arbeiter den Kopf verdreht. 
ancher Arbeiter hat wirklich an eine bie eng ge 
laubt, an die ME: für Arbeit und Brot. Hauptsächlich die 

sung:Volksgemcinschaft hat manchen den Kopf verdreht. 
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Hier gilt es, eins klarzustellen: Nachden non in Hitlerdeutsch- 
land das politische Recht dem Arbeiter vollständig genommen 
hat, nachdem man die Gewerkschaften zerschlagen hat, nachdem 
man das Arbeitsrecht, das Tarifrecht KenGupen hat, hat man 
dem Arbeiter nun ein "Gesetz zur noge ung der nationalen Är- 
beit‘ serviert. Die Abrechnung hat die deutsche Arbeitcrschaft 
dem Hitlerregime inzwischen schon gegeben. Dieses Gesetz ist 
in der Hauptsache so zusammengesetzt: Der Unternehmer ist der 
Führer, der Arbeiter oder Betriebsangehörige ist Gefolgschaft. 
Man erinnert sich hier so recht an das Hilger-Stunn-Systen im 
ganngebiet. Glauben Sie, daß die Arbeiterschaft an der Saar 
das Hilger-Stunn-Systen schon vergessen hat ? Glauben Sie, 
apitalisten 


daß die Saararbeiterschaft sich zu Muskoten der | 
herabdrücken läßt ? In dem Gesetz heißt es: Der Führer bestimmt 
über alle Betriebsangelegenheiten. Der Führer, d.h. der Unter- 
nchner bestinat die Höhe des Iohnes, die Dauer der Arbeitszeit, 
er bestinnt das Arbeitsrecht, das Betriebsrecht usw., mit an- 

deren Morten: der Unternehner bestinnt über den Profit und er 

bestinnt über den liunger der Arbeiterschaft. Es ist ein Gesetz, 


das den Saararbeitern klargenacht werden muß, daß er in Deutsch- " 


land nichts anderes ist als cin Sklave auf der Stufe des chi- 
nesischen Kulis voll und ganz. 
| ‚..Aber es genügt nicht, nur diese Norte zu gebrauchen, 
ich will Zahlen nennen, und zwar nicht Zahlen aus einer kon- 
munistischen oder cincr antifaschistischen Presse, sondern 
Zahlen aus der Deutsch-Front-Presse. _ | BR 

‚ Am 19.Juli bringt die Landeszeitung eine Statistik 
über dic "ochenlöhne in Deutschland. Die Statistik ist_schr 
intercssant, nur hat die Landeszeitung vergessen, dic Löhne 
von früher cbenfalls anzugeben und ich möchte dies deshalb 
hicr nachholen. Ich greifc nur die Hau yernppen heraus: 
a Eanrer: betrug im letzten Vierteljahr er Wochenlohn 
antritt Hitlers 48.20 Rü.. Im Bergbau in letzten Vierteljahr 
24 RM und vor der Machtübernahnc durch Hitler 33_Al. 
In der wWetallindustrie ist cs am katastrophalsten. Bei den 
Beemerriölien Volksgenossen Thyssen, Krupp, »tinnes usır. 
edge er Wochenlohn im letzten 1erteljahr 32.14 M und vor- 
er 61.-U. 

Meinc Herren, das sind die NgkalaBkrioerunpon- Aber 
auch in den anderen Gruppen ist dieselbe Abwärtsentwicklung 
der Löhne festzustellen infolge dieses wunderbaren Arbeits- 
gesetzes der TE STE Während der monatlichen Hitler- 
regierung sind dic Löhne der Arbeiterschaft um 40 bis 50 % 

esenkt worden und wenn nan dazu noch dic ungaleurs Steigerung 

er Lebensnittelpreise_berücksichtigt, so ist der lohnausfall 
noch bedeutend höher. Dazu komnt weiter, daß der saarländi- 
sche Arbeiter nicht so nit »teuern belastet ist wie der Ar- 
beiter in Hitlerdeutschland. 

“ir werden der Arbeiterschaft den wahren Sinn und die 
Bedeutung des Anschlusses an liitlerdeutschland klamachen , da- 
rauf dürfen Sie_sich verlassen, meine Herren! Vor nicht langer 

eit fanden in Deutschland Vertrauensnännerwahlen statt, die 
ebenfalls in diesen Gesetze verankert sind. Zu diesen Vertrau- 
ensmännerwahlen muß ich etwas bemerken. Der Saararbeiter 
glaubt vielleicht, daß er das Recht habe, die Vertrauensmän- 
ner selbst vorzuschlagen. Das hat er aber nicht, denn es ist 
Sache des Führers, also des Unternemnmers, die Vertrauensmänner 


! - ich sctze dazu, der \iochenlohn betrug vor dem Macht- 
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zu bestinmnen und der Unternehmer wird schon wissen, wen er als 
Vertrauensnann vorschlägt. In Deutschland sind die Vertrauens- 
männerwahlen durchgeführt worden. Das Ergebnis wurde weder 
durch den Frankfurtcor Sender noch durch die FEOHBTTRDBERE he 
bekanntgemacht. Die deutsche Arbeiterschaft hat mit über 50 > 
gegen Hitler und sein Arbeitsgesetz gestinnt! Das ist das Int- 
Scheidende und das beweist uns, daß der deutsche Arbeiter die 
Phrase von Volksgemeinschaft nicht glaubt, daß er dagegen an- 
rennt und die heroischen Taten der deutschen Arbeiterschaft 
begrüßen wir und es ist Aufgabe der Arbeiterschaft an der »aar 
sich würdig zu zeigen im Kampf der deutschen Arbeitorklasse. 
Tir haben gewartet bis die PeaBe as lQunesn durch den Frankfur- 
ter Sender kommen würden, wir haben die Göbbelspropaganda, abge- 
wartet, aber jegliche a mem ist ren. Damit haben 
ee und Hıtler ihre vollständige Niederlage selbst bestä- 
igt. 

‚ Meine Dame und meine Herren! Ich möchte Ihnen an 
einem Beispiel die wirkliche eEUNE der deutschen Arbeiter- 
Schaft demönstrieren. In einem nitteldeutschen Betrieb sollte 
der Lohn um 35 % abgebaut werden. Die Arbeiterschaft stellte 
sich einmütig zun Kanpfe gegen diese Maßregel und zur Vertei- 
dig ihrer Kechte. Ein angesehener Arbeiter, der die Arbei- 
terschaft zum Kanpf mobilisierte, wurde bestimmt, nit dem, 
Unternehmer zu verhandeln und der &rfolg war der, daß drei 
Tage später der lohnabzug rückgängig gemacht wurde. Das be- 
weist das Arbeitsrecht der Hakenkreuzbanditen in Deutschland - 
- So muß man sie nennen - und das, was den Arbeitern an der 
Saar Groht im Falle einer ne an Hitlerdeutschland. 

Es ist stille geworden im Blätterwald der Arbeits- 
schlacht und es wird noch stiller werden, nach einer Weldung 
in wirtschaftlichen Teil der Saarbrücker Zeitung, welche 
schreibt: 

"Seit 50 Jahren ist festzustellen, daß die Zahl der 
Industriearbeiter zum erstemnal zurückgeht, aber auch es ist 
festzustellen, daß die Zahl der Landarbeiter zurückgeht. !Ja, 
meine Herren! \Io sind denn die Millionen von der deutschen 
Arbeitsschlacht, die beseitigt worden sind? Hier liegt der 

etrug von der großen Arbeitsschlacht. Millionen von Volks- 

enossen werden einfach nicht mehr gezählt, sie werden aus 

er Arbeitslosenversicherung herausgenomnen und werden ihren 
Vätern, ihren Müttern, ihren Geschwistern an den Tisch gesetzt. 

as ist die wahre Arbeitsschlacht, das muß man anerkennen! 

Meine Dame und meine Herren! Die uns vorliegende Ver- 
ordnung gibt uns Veranlassung, die Ärbeiterschaft aufzuklären 
und sie wird am 13. Januar einem derartigen Hungerregine die 
richtige Abfuhr geben. Diejenigen Leute, welche die Muekelie- 
derung an Hitlerdeutschlan ern begehen ein Verbrechen 
an der Arbeiterschaft. Wir als Kommunisten Sagen der Arbeiter- 
schaft ! Wenn ihr diesen Verhältnissen entgehen wollt, und das 
müßt ihr, und das werdet ihr, denn müßt ihr euch würdıg zeigen 
euren deutschen Brüdern und ıhr müßt alles daransetzen,Hitler 
an der vaar eine Niederlage zu bereiten wie nie zuvor. 

Ich möchte noch eins erwähnen: Es ist bekannt,daß_die 
Unternehmer an der Saar sich dafür einsetzen, daß NSBÖ-Zellen 
in den Betrieben gebildet werden, die nichts anderes wollen 
als die Kechte der Unternehmer gegen die Arbeiterschaft be- 
festigen. Und deswegen müssen wir den Kampf führen gegen diese 
faschistischen Unternehmer, Kampf um bessere Löhne ‚Kampf um 
Verbesserung der Tarife und wir stinnen der Vorlage nur dann 
zu, wenn den Anträgen, die wir gestellt haben, stattgegeben 
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wird. Status quo bedeutet für die Arbeiterschaft Kanpf un Lohn,‘ 
Kampf un Tarifwesen, Kanpf gegen Faschisnus und llunger. 


Vorsitzender: Das "ort hat der Herr \beeorAdnete Lorenz ! 


Abg. Lorenz (KP): Meine Dame und meine Herren! Ich nöchte,bevor ich 
zu den einzelnen Vorlagen Stellung nehme, noch einige Vorbe- 
merkungen machen und zwar in Ergänzung der Ausführungen nel- 
ner Parteifreundin Herrmann. Uns -wird eben nitgeteilt,daß ein 
Kind der Familie Flieder von wWiebelskirchen im Heich In einer 
Erziehungsanstalt ist gegen den Willen der Eltern. Und je 
hat das Gericht in Deutschland beschlossen, das Kind unfrucht- 
bar zu machen. "ir fragen die Regierungskommission, ob die 
Anwendung von Gesetzen im Dritten Reich auf Saareinwohner zur 
USERREBR TUE gebracht werden kann und fordern möglichst baldi- 
gen Bescheid, damit man entsprechende weitere Schritte unter- 
nehmen kann. \an kann sagen, daß diese Nachricht das Bild nur 
abgerollt hat, das neine Parteifreundin Herrmann aufgezeichnet ° 
hat in der Jugenderziehung, und wie es den Armen in den Jugend- 
erziehungsanstalten geht. 

. _Wir sind der Auffassung, daß_es den Eltern obliegt, 
daß die Eltern, soweit sie wirtschaftlich darnach gestellt 
sind, daß sie aus aller Not heraus sind, dann sind sie auch 
instande, den Kindern die Ä&rziehung rg lassen, die 
ihnen gebührt, und die wertvolle lenschen aus ihnen nacht. 

Ich möchte außerdem sagen, bevor ich zu_den Vorlagen ° 
selbst Stellung nehme: Die Flucht der Deutschen Front-Fraktion 
heute früh, könnten wir, wollten wir in der heutigen Plenar- 
sitz bösartig sein dahingehend auslegen. Wenn die Deutsche 
Front-Fraktion Schon flüchtet, wenn wir eine Beratung von den 
Vorlagen un die \rbeiten im Saargebiet haben, wenn sıe stiften % 
Een$, wenn es sich um eine tarifrechtliche Vorlage für die | 
‚rbeiter handelt, wenn sie stiften geht, wenn es sich darum | 
handelt, zu den Fragen der Kriegsbeschädigten PS ORBINE zu neh- ° 
men, dann würden wir srgen:\as werden diese Leute erst stiften ° 

hen, wenn das Saarproletariat am 13. Januar zu seinen Gunsten 
ür den stätus_quo sich entschieden hat. 

Ich glaube, auch noch folgendes sagen zu nüssen: In 7 
den Kommissionssitzungen haben die Leute, die in der Vergangen-# 
heit nicht laut genug betonen konnten, wir sind die einzigen 
würdigen Vertreter der Arbeiter, inner wicder behauptet und 
ges ‚ daß sie zu den tarifrechtlichen Fragen deshalb nicht 

tellung nehmen können, weil dies übereilt eh ist. Mein 
Parteifreund Frisch hat jedoch die Schlußfolgerung gemagen 
und hat gesagt: Sie drücken sich nicht nur vor der Verantwor- 
tung, sondern es sind diejeingen, die morgen bei Nöchling, 
übermorgen bci der französischen Grubenverwaltung die ausplün- 
derung der Arbeiter unterstützen. 

| Ich glaube, es fehlt noch ctwas, um die Flucht cer 
Deutschen Front verständlich zu machen. Wir können es uns gut 
vorstellen, es ist kein angenehmes Gefühl, in eine Öffentliche 
Landesratssitzung hineinzugehen und zu erwarten, daß man dort 
en t wird, daß man sclbst den Kamersdemord gutheißt. Sie 
hätten heute zu befurchten, daß wir ihnen sagen würden: Die 
von Hitler sclbst ZUEOESDERSR 17 Norde an 30.Juni stellen auch 
Sie, meine Herren von der Deutschen Front, bis an die Knie ins 
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Blut, besudeln auch Sic, meine Herren von der Deutschen Front, 
mit dem Blut all derer, die in den 18 Monaten der Hitlerregie- 
rung erschlagen, erdolcht, vergiftet, aufgehängt oder auf der 
Flucht erschossen wurden. Tir £lauben, daß auch die Flucht der 


Deutschen Front noch darauf zurückzuführen ist, daß sic befürch- 


ten, heute_von uns hier, von der Konmunistischen Fraktion zur 
Rede gestellt zu werden wegen den Ereignissen in Üesterreich. 
ir hätten cs ihnen heute sagen müssen und wir sagen es_trotz- 
dem daß sie stiften gegangen sind, daß die Aufgabe der Deut- 
schen Front an der Saar im wesentlichen dieselbe Aufgabe ist, 
wie die der Nationalsozialisten in Üesterreich und zwar den 
Krieg zu provozicren, dic bewaffnete Auseinandersetzung der 
Inperialisten auf Kosten der Arbeiter, für die die Arbeiter 
die unsäglichsten Opfer haben bringen müssen, und wenn es nach 
den 'lillen der Imperialisten ginge, erneut bringen müßten. 
Yır sind der Meinung, daß sich jedenfalls ganz deutlich zeigt, 
aaß doch der Krie Esachadi te, der Sozialrentner heute hätte 
erwarten können, daß gegen die vorzunehmende Verschlechterung 
auf der Grundlage der hier vorliegenden Vorlagen die Herren 
von der Deutschen Front, die soviel von der Volksgeneinschaft 
reden, Stellung nehnen. Wir reden nicht nur gegen die weitere 
Verschlechterung der Lage der Arbeiter, der »ozialrentner und 
a en an der Saar, wir sind auch bereit, den 

amp: 


zu führen, um die I he ihrer gesamten Lebenslage. 
e 


Aber ich habe bereits in einer der letzten »itzungen gesagt: 
Die Kanpfmethode der Deutschen Front gegen die Kegierungskon- 
mission besteht in allererster Linie darin, papierne Proteste, 
Petitionen an den Völkerbund zu senden, heute morgen kommen 
sie hierher, haben sich hier in Trauer um Hindenburg erhoben. 


"ir haben dazu unsere Erklärung neben. Ich will dazu nichts 


mehr sagen. Ich will aber erwähnen, daß es ihnen nicht einge- 
fallen ist, ein ort dazu zu sagen, was man dazu tun kann,un 
die Notlage der Arbeiter in Saargebiet zu beseitigen. Wir er- 
warteten von der Deutschen Front nichts anderes. Eine Front, 
die von Röchling geführt wird, eine Front, die von einem Manne 
geführt wird, unter dessen Knute 6300 Arbeiter nicht wissen, 
wo _ sie das tägliche Brot hernehmen sollen, kann und wird nic- 
mals auch nur im Geringsten die Interessen der Saararbeiter 
und der Saarwerktätigen wahrnehnen. 


Meine Herren, wir haben einige Steuervorlagen zu ver- 


abschieden heute, die Regieru Skomnission hat gestern ange- 
kündigt, daß es neue Steuervorlagen gibt und zwar zur Prmäßi- 
gung er Steuer. Als die Vorlage zur Steuererhöhung im vori- 

ahre kam, da waren es vor allen Dingen die Steuern, die die 
Massen belasteten, welche zuerst kamen. Steuern, die den Be- 
sitz belasteten, kamen überhaupt nicht. Jetzt kündigt die Ke- 
glerungskomnission Stceuervorlagen an zur Emäßigung von Steu- 
ern. Und was glauben Sie, was zuerst konnt. Zunächst der 
Iuxusauto-Besitz. Tiir haben hier die Vorlage, die besagt,daß 
die Luxussteuer beseitigt werden soll, und in der Begründung, 
warum die Luxussteuer beseitigt werden soll, hat die Regie- 
rungskonnission als cinziges anzuführen: Auto. Ich sage doch 
bestinnt keine Unwahrheit, wenn ich sage, die Beseitigung der 
luxussteuer für Iuxusautonobile wird doch die Regierungskon- 
mı8slon nicht angenommen haben, daß es Arbeiter gibt, de 
luxusautos haben. 

Er Jır sind der Auffassung, daß diese Vorlage zur Be- 

seitigung der Luxussteuer abgelehnt werden muß, daß die Steuer 
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Steuer für luxusgegenstände noch erhöht werden muß. liir sind 
der Meinung, wenn 2.3. Herr Röchling und andere hoch und nöher- 
estellten Personen, die Aeronauten im Saargebiet und die Bean- 
en der Regicrungskonnission Luxusautos haben, dann sollten sie 
mindestens, sage ich, 10 % der Kaufsunne als steuer jährlich | 
bezahlen. Die Re jierungskommission sagt, daß durch ihrc Vorlage 9% 
ein Steurrausfall von etwa 400 000 bis 500 000 Franken zu ver- 
zcichnen wäre. Die Regierungskonnission bringt zum Ausdruck, daß 
durch die Beseitigung der Luxussteuer die Bevölkerung im »Saar- 
Bet einen weiteren Ansporn zun Kauf von en hat. 
ch will die Frage stellen: Mein Parteifreund Detjen hat erklärt 
und zahlenmäßig nachgewiesen, wie die Kenten der Sozialrentner 
angebaut worden sind. Ich sehe auf der Tribüne Sozialrentner, 
ich brauche sie nicht zu fragen, ob sie imstande sind, in er- 
höhtem \laße Luxusgegenstände zu kaufen. Sie haben nicht eimmal, | 
die Möglichkeit, soviel Brot wie zum Leben tatsächlich notwendig # 
wäre, zu kaufen. Dann, außerdem hat mein Parteifreund Frisch | 
angeführt, wie die iletall-und Bergarbeiter in punkto Löhnen be- 
handelt werden. Ich baruche keinen Metallarbeiter und auch kei- 
nen Bergarbeiter zu fragen und kann mit Überzeu 28 behaupten: 
Die Arbeiter sind nicht imstande, das Lebensnotdürftigste zu 
kaufen. Wie werden sie durch eine solche Verordnung der Jegie- 
m LRSTOn dazu kommen, in erhöhten \aße re 
zu kaufen , es sei denn, daß man als Luxusgegenstände auch be- 
trachtet, wenn ein Arbeiter auf der Kimes seinen Kindern eine 
Tüte kauft. Wir haben hier schon so oft Anträge eingebracht, daß 
die großen \lohnungen der Villenbesitzer,die viele Räume zur Ver- 
fügung haben, beschlagnahmt werden. Indem wir den Antrag auf- 
recht erhalten, sagen wir heute: Jeder Hausbesitzer, der für 
sich und seine Fsnilie mehr hat als Küche und ein rad mar 
Tohnzimner und für jede Person ein Zimmer, soll Wohnungsluxus- 
steuer bezahlen. Tir sind überzeugt, daß von diesem unserem An- 
trag nicht betroffen werden, die auf der Schlackenhalde der Bur- 
bacher Hütte schlafen müssen,. \iir sind überzeugt, daß jene 
nicht betroffen werden, die unter den Brückenbogen kampleren 
müssen. "ir sind davon überzeugt, daß alle jene nicht betroffen 
werden, die nit lO Personen in einem Zimmer kampieren müssen. 
Ter von unseren Antrag betroffen wird, das ist der Herr Schmoll 
und alle Leute wie er: Auch Herr Röchling, wenn er da wäre ‚nüß- 
te zugeben, daß er auch davon betroffen wırd. Die Villen-und 
Hausbesitzer, die von unserem Antrag betroffen werden, sollen 
Tohnungsluxussteuer zahlen. Wir wollen damit zun Ausdruck 
bringen, die Luxussteuer ist nicht zu beseitigen, sondern sie 
ist zu erhöhen. 
ußerdem möchten wir sagen, daß, wenn die Wineralöls 
und die Treibstoffe für Kraftfahrzeuge einer Neuregelung von 
der Regierungskommission unterzogen werden, dann känn das nach 
unserer Auffassung unter dem Gesichtspunkt geschehen, daß es 
Leute gibt, die Treibstoffe und wWineralöle verbrauchen, un 
Iuxus-und Verenügungsreisen zu machen es aber auch Leute 
ibt, die Treibstoffe und derartige Öle verbrauchen, um ihr Le- 
en zu fristen. Wir fordern, daß hier ein scharfer Trennungs-- 
strich PER, lineralölsteuer sollen diejenigen bezahlen, 
die ihre Fahrzeuge benutzen, um Vergnügungsfahrten zu machen. 
Arbeiter,die zur Arbeitsstelle gehen, an ewerbetreibends, 
die ihr Fehrzeug zu anderen Zwecken gebrauchen, ich brauche 
nicht zu erinnern an die Taxichaufeure, die kleinen Taxibesitzer, 
die müssen von all dicsen Steuern befreit werden. Ich glaube, 


ESTER: a y2Sıyd 048 "DEI _ 4e720494005 = 7 


Er 9 ProZ 


7v 








’ 
\ 


EEE LT RT 23 re 
\ 4 #5 


EEE TONER ee u © 
E a N Y .- en “N X $ A, 4 f D r ® 2 


‘ Be a SL 







179 
4... s «9 


- 168 - 


heute noch einmal darauf hinweisen zu nüssen. llir haben bei der 
vorletzten Beratung dieser Stcuervorlage gesagt: Es gibt Taxa- 
meterbesitzer in Saarbrücken, die, wenn sie ihre Auslagen er- 
rechnen, monatlich noch nicht ein Gesamt-Keinverdienst von 2300 
Franken haben. Wie soll dieser Mann sciner Familie die kxistenz 
BIRAUFIPEE, wenn die Regierungskommission mit ihrer Vorlage, 

ie nur ein Paliativnittelchen ist, ihn zum Teil mit neuen, 
Lasten belegt. Nir sagen, die Befreiung dieser Leutc von dieser 
Steuer muß unbedingt durchgeführt werden. Wir erklären, daß wir 
Giese Vorlage ablehnen mit dem Hinweis darauf, daß unsere ein- 
gebrachten Anträge Berücksichtigung finden, | 

et "ir fordern von der Regierungskomission sofort ent- 
scheidende Schritte und entsprechende \aßnahmen, daß jetzt ab 
l.August bei den Gemeinden des Saargebietes die Einziehung der 
Nachtragssteuer eingestellt wird. Hierzu ein Beispiel: Ein Berg- 
arbeiter kommt mit Sage und schreibe 150 Franken Abschlag _ nach 
Hause. Als er die Türe aufmacht, sitzt in seiner liohnung der Ver- 
mieter, der 100 Franken beansprucht. Außerdem sitzt in_ seiner 
Vohnung der Exekutor, der 40 Franken »teuer erheben will und 
weiter wartet der Erheber der Wüllabfuhrgebühren, der 30 Franken 
haben will. 150 Franken hat der Arbeiter nach Hause gebracht 
und die Forderungen an ihn gingen weit über 150 Franken hinaus. 
Daß der Arbeiter erklärt, es bekommt keiner etwas, ist mir ver- 
ständlich. Die jetzt zur Erhebung gelangenden Nachtragssteuern 
treiben den Arbeiter und kleinen Gewerbetreibenden zur Verzweif- 
lung, sie rauben ihn die Existenz. Ich erinnere daran, daß wir 

Gemeinden haben, die mehr als 500 % Gemeindeumlagen erheben. | 
wır fordern deshalb, daß die Kegierungskonnission aus dem von ihr ° 
geschaffenen Fonds der staatlichen Grund-und Gebäudesteuern und 
aus dem ihr zur ERS UEENE SERBenzen Fonds mehr als 300 Millionen 
Franken, die in Ausland liegen, den Gemeinden hilft und ihnen 
die Anweisung zugehen läßt, daß das Eintreiben von Nachtrags- 
Steuern für alle die, deren Linkonnen 2000 Franken nicht über- 
sofort eingestellt wird. 
Der inter kommt, die Arbeiter sorgen für Kohlen,Holz und Kar- 
toffeln. Die Erwerbslosen haben nichts. Von 70 - 75 Franken 
Unterstützung können die Arbeiter nicht leben. | 

Wenn die a en bei ihrer neuen Vorlage 

solche entscheidende Maßnahmen vorsieht, können wir sagen, d 
die Vorlage nicht dem u gefordert wird. 4 _ 

Ben. Tir sind der Em Sesnne, daß diese Anträge, die wir 
einbringen, bedeutungsvoll sind für die schwerleidende Bevölke- 
rung. In Sulzbach hat es 86 Zrangsemittierungen gegeben, weil 
die Leute ihre Steuern nicht bezahlen konnten. 


Suya40g ayasıyd m+bouays uoy2n4g4005 47 


— ag 


- Glocke des Vorsitzenden - 


Vorsitzender: Herr Abgcordneter Lorenz, Sie sprechen bereits 10 Winu- 
ten über die festgesctzte Zeit. 


Abg. Lorenz (KP): Die Arbeiter und Angestellten werden an 13. Januar 
die Entscheidung treffen. 


(Bravo-Rufe der Kommunisten -) 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Petri! 


Abg. Petri(SP): Meine Dane und meine Herren! Der Vorlage zur gesetz- 
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lichen Regelung des Tarifrechts im Saargebiet stinnen wir zu. 9 
Durch diese Verordnung wird ein gesetzlicher Anfang defür gc- 
schaffen, den Arbeitnehmern im Saargebict einen tariflichen 
Lohn gemäß kollektiver VarsAnbarung zu sichern. Der larif- 
vertrag ist neben der Vereinigungsfreiheit der wichtigste 
Teil des kollektiven Arbeitsrechtes. Der einzelne Arbeiter 
wird der Sorge enthoben, mit dem Arbeitgeber den Inhalt des 
Arbeitsvertrages zu vercinbaren. Das Arbeits-und lohnverhält- ? 
nis erhält einc konstantcre gan DE dic Schwankungen der 
EN Ir pge können bei den Lohngestaltungen mittels Tarif- 
verträgc viel eher im Ausgleich gehalten werden. Aber auch 
den unnoralischen Lohnmethoden mancher Arbeitgeber, den, 
sogenannten Außenscitern und Schmutzkonkurrenten wird cin 
Riegel vorgeschoben. | 

In viclen Fällen nützen Arbeitgeber ihre wirtschaft- 
lich stärkere Wacht gegen die Ärbcitnchmer gründlich aus. 
Vicle Beispielc sind im Saargebict dafür vorhanden, daß in 
den gleichen Berufszrweigen, unter densciben Produktions-, 
Absatz- und Verkaufsbedingungen oder Subnmissionsaufträge 
schr verschicdene Löhnc gezahlt werden. Es liegt nicht im 
Interessc der Volkswirtschaft, auch nicht im Interesse dcs 
nn und sozialdonkenden Arbeitgebers, wcnn nur an 
sich sclbst denkende Arbeitgeber die Arbeitnelmer als Ar- 
beitsticr und Ausbcutcindividuum anschen und ihnen den ge- 
rechten Lohnantcil vorenthalten. Das Tarifgesctz soll die- 
scn Zustand Einhalt gcbicten. Wir hätten gewünscht, daß dic 
Te emissim bercits vor Jahren diesc_Verordnung 
erlasscn hätte. Von ee Stellen, dic im Rundfunk dcs 
Dritten Reiches dic anrangclogenheiten beeinflussen wollen, 
hält man die Einführung dicscr Verordnung für bedcutungslos, 
weil sie nach der Rückgliederung doch kcine Gültigkeit nchr 
habe. Damit wird cindeutig erklärt, daß im Dritten Keich 
Tarifverträge nicht mehr geduldet werden. 
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( Zurufe von links: Hört, hört !) 


Der bestce Beweis ist ja auch darin gegehen, daß der Taril- 
kontrahent der Arbcitnehnerschaft, die Gewerkschaften, in 

cich in ihrem Charakter als Interessenvertrcetung der Arbei- 
terschaft ausgelöscht sind und nur nchr als gelbe Werkver- 
einc wirken könncn. 

| Der Artikel 165 der deutschen Reichsverfassung hat 

keine Rechtsgrundlage mehr. Das darin gesetzlich Berpe. nie 

oalitions-und Vertragsrecht der Arbeiter wurde zerschlagen 
und vernichtct. Dice Lolnvcrhältnisse im Reich sind auch dem- 
gemäß geregelt. Dice sind um 80 bis 40% seit Hitlers lacht- 9 
crgrceifung zurückgsschnellt. Dies ist lediglich darauf zurück-# 
zuführen, weil der Arbcitnchnerkontrahent in Gestalt der _gc- 
werkschaftlichen Urganisation gewaltsam zerstört wurde. In 
der hitlerdeutschen Wirtschaft gibt es nur "Führer" und | 
"Gefolgschaft', ferner auch "Kraft durch Freude". Der Führer # 
ist der Arbeitgeber, die "Gefolgschaft“ sind die Arbeitnehner.? 
Die Kraft der "Gefoleschaft” erwächst aus den gezahlten 1 
Hungerlöhnen und die Freude erglüht an jeim Lohntage ‚weun | 
die erbärmlichen Löhne noch durch eine Reihe Abzüge und Sann- # 
lungen um ein weiteres Viertel Brieet werden. Die nationali- # 
stischen Arbeitgeber des Saargebietes haben kein Verständnis # 
für ein Tarifgesetz. Sie haben es jahrelang verstanden, das 
Gesetz zu umgehen, ‚denn 1927 hat_bereits die Arbeitnehmer- 
schaft in der Arbeitskammer die Einführung verlangt. Der 
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Der Auszug der Deutschen Front an heutigen ulorgen ist nur- 
deshalb erfolgt, weil wir heute drei wichtige Soziale Vorlagen 
zu verabschieden haben und sie hätten hier mit einem schlech- 
ten Gewissen sitzen müssen, da sie jahrelang die Einführung 
Gieser Gesetze bekänpft haben. Die christlichen Gewerkschaften 
haben sich. vor der @leichschaltung stets dem Verlangen ange- 
schlossen. Nach der Gleichschaltung wurden die christlichen 
Gewerkschaften als Gefolgschaft des Führers ungetauft. Damit 
sind ihnen die gewerkschaftlichen Sehnen durchschnitten wor- 
den. Sie sind in Saargebiet die Gefolgschaft des eigentlichen 
Führers der sogenannten Deutschen Front, des Großindustriellen 
Hermann Röchling geworden. Daß dem "Führer" Hermann Röchling 
ein Tarifgesctz und ENTER RR nicht angenehm sind, ist ge- 
nügend bekannt. Within kann auch die Gefolgschaft nicht gegen 
den Führer handeln. dir 

Wir erwarten von der Negierungskommission, daß die 
Verordnung über das Tarifwesen in aller Kürze erlassen wird. 
Die Vorlage enthält nicht alle Regelungen, wie wir es als 
Sozialisten und freie Gewerkschaften haben möchten. Jedoch 
gcht es uns zunächst um die grundsätzliche ee rg. Kir 
Bunmen deshalb der Vorlage gemäß dem Gutachten der Arbeits- 

ammer zu. 


Der Vorlage über AEEUNE auf dem Gebiete der Versor- 
gung der Kricgsbeschädieten und Kriegshinterbliebenen, stimmen 
wir zu, soweit Verbesscrungen darin enthalten sind. Verschlech- 
terungen lchnenn wir ab. 

Die Gewährung der Frontzulage nur für einen kleinen 
Teil der Frontkämpfer ist einc Zurücksetzung der BBsagen Front- 
kämpfer. Tir beantragen, daß diese Frontzulage für alle Front- 
kämpfer ohne Unterschied des Grades der Dienstbeschädigung 
oder des Alters Een ist. Von den 13 „illionen mobiler 
Truppen, waren 6 Millionen an der Front. Zur Zeit bezichen im 
neich noch 830 000 Kriegsbeschädigte Hente. Im Saargebict sind 
zurzeit noch 7.519 are te, die Rente beziehen. Davon 
erhalten 1304 Beschädigte 70 % und mehr Rente. 1270 haben das 
50. Lebensjahr crreicht, worunter auch die Aentner mit 80 bis 
60 % Rents fallen. Es werden also im besten Falle nur 2000 
Kriegsrentner die ei erhalten. Die große Zahl der 
Frontkämpfer der aktiven und Acservemannschaften, melche unter 
70 % kriigsbcschäcdigt sind, erhalten keinc Frontzulage. Diese 
Jahrgänge haben ein Älter von 44 bis 46 Jahren. Sie werden al- 
so, weil sie noch nicht 50 Jahre alt sind, von dem Genuß der 
Frontzulage ER. Die bedürftigen Frontkämpfer wer- 
gen ob dieser Klassifizierung ein erhebendes Gefühl haben. 

| .. Diese ganz hochne:zige Fürsorge ist doch nichts als 
eine ee Versorgungsgedankens, um die enttäusch- 
ten Kriegsbeschädigten Und Hinterbliebenen zu beruhigen. Sind 
doch die Kenten der Kriegsbeschädigten durch die Anrechnungs- 
vorschriften der Sozialversicherungs-Notveroränungen von Papen 
bis zu 50 % gekürzt worden gegenüber dem Stand des vom soziali- 
stischen Neichskanzlers Hermann Müller erlassenen Gesetzes vom 
1.Oktober 1927. In ihren Agitationsreden vor ihrer Machter- 
Be lung kündigten !iitler und Göbbels die Ras ELns aller 
lotverordönungen innerhalb 24 Stunden an. Nas der arteiführer 
Hitler ee hat, hat der Reichskanzler Hitler nicht ge- 
halten. Millionen “eichsuark wurden den Kriegsbeschädigten 
und Sozialrentnern genommen. Einige nunderttausend Mark er- 
halten sie als Beruhipungsnittel wieder. Die heutige Gesetzes- 
änderung bringt keine endere Verbesserung als der von Hitlers 
schergen viehisch emordete Reichskanzler Schleicher den Orga- 
nisationen der Kriegsopfer bereits im Januar 1933 zugesagt 
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zugesagt hatte. | 
In der Er jbahänlinag mas die he Sen des Kosten- 


beitrages_für Arznei von Reichskanzler Schleicher bereits für 
Frühjahr 1933 TErESWEn: Nach dieser Gesetzesvorlage nüssen 
Beschädigte, welche versichert sind, diesen Kostenanteil für 
Arznei weiterhin bezahlen. Der Kostenanteil für orthopädische 
Hilfsnittel konnte nach den bisherigen Gesetz erlassen werden. 

Es ist also absolut keine Verbesserung. Die neuen 
Be Aunzen in den Nitwenrenten sind finanziell unbedeutend. 
Nach der ah Gesetzgebung haben mindestens 90 % aller 
Hitwen infolge Alters und Krankheit 60 % Rente bezogen. Auch 
in der ESSIESEERGEENDE handelt es sich nicht um _ eine merk- 
bare Verbesserung; bisher schon wurde in der Regel die Zusatz- 
rente gewährt. Auch bei der Zusatzrente ist keine merkbare 

BE ERS Fang Singetre ben. Das Bedürftigkeitsprinzip nach den 
unsozialen Einkonnensgrenzen bleibt. Auch hier sind die Ver- 
sprechungen Hitlers ausgeblieben, die Zusatzrente in die Grund- 
rente einzubauen. Die Worte und Paten stehen bei Demago en 
immer zu einander im Gegennutz. Nur den: Offizieren, Veckoffi- 
zieren und Beamten der Wehrmacht erfüllt Herr Hitler, der Ge- 
freite_des Weltkrieges, ihre Forderungen hunderprozentig. 

Er stellt für diese bevorzugten Kreise die Klassenversorgung 
aus der wilhelminischen Zeit in vollem Umfange wieder her. 
Hinsichtlich der Anrechnung der Militärrente auf die Bezüge 
aus der sozialversicherung bleibt es bei der bisherigen ge- 
setzwidrigen Regelung. Nach dem Prinzip von leistung und Ge- 
genleistung dürfte eine Anrechnung auf keinen Fall vorgenommen 
werden. Benachteilist blcibt nach wie vor der Kreis der Arbei- 
ter und Angestellten, dic ihre Beiträge für die Sozialver- 
sicherung ieh haben, die aber die ihnen nach Recht zu- 
stehenden Leistungen nicht erhalten. Die nach der Vorlage er- 
folgten Änderungen,sind rein fomaler Art und ohne jede grund- 
sätzliche oder finanzielle Bedeutung. 

Die Rechtsnittelinstanz wird den Kriegsbeschädigten 
geraubt, in vielen Fällen ist ein Rechtsmittel überhaupt nicht 
mehr zulässig. Die jetzige Regelung öffnet der Rillkür Tür und 
Tor. Die schon bisher Eee \OEWarRungerokranne der 
memmmsesater wird in vielen hundert Fällen zum Nachteil 
einer Besichtigung, das ist das Ähnliche, wie in der Sozial- 
versicherung die SEHMURE ERLEIUDE : Äber schon bisher haben 
eigen en in der lieise stattgefunden, daß der zufällige 
Sachbearbeiter eines Versorgungsantes das Urteil des Reichs- 
versorgungsgerichtes, also des höchsten Gerichtshofes in Ver- 
sorgungssachen berichtigen konnte. Wir sind auf dem Gebiet 
der Sozialversicherung, der Versorgung der Kriegsbeschädigten 
und Hinterbliebenen stets für eine weitherzige Versorgung ein- 
. Das TERNOLENRERBER SED von 1.10.1927 bietet dafür 

en besten Beweis. Das Frankfurter Abkommen vom 13.11.33 und 
die Heidelberger Abrede vom 13.10.1927 wurden abgeschlossen, 
als Deutschland noch ein Rechtsstaat war. Wäre dieser Hechts- 
staat geblieben, würden die Versorgungsgesetze nicht ver- 
schlechtert, sondern immer mehr verbessert werden und ausge- 
baut. Dementsprechend wäre auch die Naselung gemäß dem Frank- 
furter Abkommen und der Heidelberger Abrede für die Kriegs- 
beschädigten und Hinterbliebenen des Saargebietes. Im heuti- 
gen sogenannten autoritären Staat, wo Gewalt vor Recht geht 
werden auch die einzelnen Regelungen in den Versorgungsgeset- 
zen denselben Niederbruch erleiden, wie es bereits mit den 
anderen Sozialgesetzen geschehen ist. Darüber werden auch 
keine BOHuENE ich verliehenen Orden und Ehrenzeichen hinweg- 
täuschen. Auch den Kriegsbeschädigten und Hinterbliebenen, 
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welche heute noch von dem nationalsozialistischen Spuk bezau- 
bert sind, wird die brkenntnis kommen, daß wirklich soziale 
Gesetze nıcht von der nationalistischen Kap SalieNa adıen. Se- 
sellschaftsor@nung, sond&rn nur von der wahren sozialistischen 
Gesellschaftsor@nung geschaffen und erhalten werden. 


Die Vorlage einer 3.Veror@nung zur Sicherung des öe- 
standes der Sozirlversicherungsträger Ichnen wir in den Teilen 
ab, Soweit Verschlechterungen in Betracht komnen. Den Vorhaben 
der Regierungskomission in der Sozialversicherung und dem un- 
sozialen Kurs der litlerregierung können wir nicht folgen. Der 
Versorgungsgedanke soll im neuen Gesetz keinen Raum mehr haben, 
sondern nur der Versicherungsgedanke. Deshalb wird der letzte 
Rest des alten Grundbetrages, der 1930 noch 168 Nark oder 
1016.40 Franken bis 31.12.33 im Reich noch 84 Mark betrug und 
zurzeit im Saargebiet noch 508.20 Franken beträgt, restlos ge- 
strichen und der bisherige Staatszuschuß von 72 Mark oder 

V Franken wird als Grundbetrag erklärt. Es ist also zu 
verzeichnen, daß_der alte Grundbetrag restlos verschwunden ist. 
Die hier an der Stelle des weggefallenen Grundbetrages erhöhten 
Steigcerungssätze bringen keinen Ausgleich, sodaß die einzelnen 
Rentencnpfänger empfindlich betroffen werden. Die Leistungs- 
empfänger nit Versicherungszeiten bis zu 800 Tiochen werden schr 
in Witleidenschaft gezogen. Die Kürzung beträgt in diesen Fall 

5,9 %. Bei den Versicherungszeiten biS zu 1500 Wochen beträgt 
die Kürzung 3,84 % und über 1500 liochen 2,73 %. Der Spargcdanke 
in der Sozialversicherung nach dem eben} Dr.schachts, von Fa- 
Bone und Hitlers hat Einkehr gehalten. Millionen werden bei den 

ozialrentnern eingespart, um für andere Zwecke für Rüstungen 
und nationalsozialistische Propaganda diese Sumnen zur Verfü- 
gung zu haben. Tier für die a en a een viel ge- 

eistet hat, soll cinc entsprechend hohe HKente erhalten, sagt 
die Denkschrift der Regierungskommission, und wenn ein Ver- 
sicherter für dieselbe Zeit Beiträge in _nchreren Versicherungs- 
zweigen entrichtet hat, so wird nach. 19 der Vorlage der 
'Grundbetrag_nur cinnal Bu: Das ist cin Widerspruch zu dem, 
was in der Denkschrift hervorgehoben wird. _ 

der Krankenversicherung sieht dic Vorlage die Ab- 

ände des 3 184 Absatzh5 und 3871 vor, betr. die Nahl von 
Krankenhäusern von seiten _der Versicherten. Tir lehnen die 
Beschränkungen in diesem Paragraphen ab und beantragen hier 
freie "Tahl für die Versicherten, in welchen Krankenhaus ihre, 
Heilbehandlung erfolgen soll. Auch in jeder Beziehung soll eine 
emtliche Bevorzugung von Krankenhäusern vernieden werden. Auch 


die Vohlfahrtsämter müßten angewiesen werden, daß ein "Tohlfahrts- ! 


patient die freie Wahl für die Krankenhäuser ggegben sein wird. 
Die in $ 10 vorgesehe Gebühr von 1.50 Franken für die 


Nusstellung eines Krankenscheins ist unsozial und wird entschie- 


den von uns Page Lehat- Verheerend wirkt unter den Sozialrent- 
nern der $ 21 der Verordnung, welcher die sogenannte Nach- 
musterung vorsieht. Danach den Invalidenrentner, welcher au 
l.Januer 1934 noch nicht das 60, Lebensjahr vollendet hatte, auch 
ohne Feststellung einer wesentlichen Anderung seiner Verhält 
nisse die Rente entzogen werden. legen diesem sozialen Produkt, 
das uns von den 3.Reich beschenkt worden ist, haben die alten 
Arbeitsinvaliden alle Ursache, statt "Heil Hitler‘ -"Mehr Ren- 
te" zu rufen. Nach diesem Paragraphen-werden doch 65 % der 
Rentner, welche lie jetzige Invalidenrente beziehen und noc 
nicht 60 Jahre alt sind, die Rente entzogen werden. In der 
Denkschrift der Are dieser Verordnung ist er- 
wähnt, daß bis zum Jahre 1940 die Zahl der Kentenbezieher von 
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von 2 Willionen auf 1 Million zurückgebracht sein muß. Die 
Durchführung dieser Maßnahne soll auch im Saargebiet nach. 
> 21 erfolgen. Von der Vorlage insgesamt können wir nur die‘ 
Paragraphen 15,2°,24,25 und 256 unsere Zustimmung geben, alle 
übrigen Paragraphen lehnen wir als verschlechternd ab. 
| leichzeitig verweisen wir auf unsere in früheren 
Sitzungen des Landesrates erhobenen Forderungen, die Übernahme 
des 3 36 des Reichsknappschaftsgesetzes betreffend,wonach die 
Pensionierung der Bergarbeiter auf Antrag mit den 60. Lebens- 
jahr erfolgen muß, somic die "iederherstellung der Sozialver- 
Sicherung nach den Stand vor den 26.7.1930. Seit dieser Zeit 
wurden in der Snsieivereicherung 8 Notverordnungen_durchge- 
führt, dis letzte im Dezember 1933 von der Hitler-Regierung. 
Die starke Kritik an den früheren NotrerorAnungen hat Herr 
Hitler ausgeübt und in demagogischer leise den betroffenen 
Sozialrentnern versprochen, 24 Stunden nach seiner Macht- 
ergreifung alle Notveroränungen zu beseitigen. Es erfolgte, 
jedoch keine Beseitigung, sondern die Regierung Hitler erließ 
noch eine weitere tiefeinschneidende Notverordnung und kürztc 
die von Brüning und von Papen geschnälerten leistungen der 
Sozialversicherung um weitere Beträge. _ 

Die Kürzungen seit dieser Zeit sind folgende: 
Bin Pensions-und Invalidenrentenempfänger mit 3 Pan lehren 
bezog unter dem Reichskanzler Hermann Müller im Jahre _1930 an 
Pension 92.-M und 42.-M. Invalidenrente bei 66 2/3 % Erwerbs- 
unfähigkeit _ | | 
unter dem Reichskanzler Brnlag 81.-M. und 36.-M. | 
unter Hitler ist die Glanzleistung erzielt,nänlich 62.-M und 


26.-M. 
Das ist der Sozialismus im Dritten Heich. Das ist die 
leistung des Nationalsozialismus auf sozialem Gebiet. 

‚ . Die deutsche Sozialversicherung, einst der Stolz der 
organisierten deutschen Arbeiterschaft ist_dem Verfall ausge- 
liefert. Sind doch die größten ger der Rnatalzoki tik in den 
führenden deutschen Regierungsstellen im Reich. Zu ihnen ge- 
hört in erster Linie der Reichsbankpräsident Schacht, der auch 
jetzt noch in der vergangenen \loche Reichswirtschaftsminister 
meearten ist. Herr Schacht hat_schon im Jahre 1929 auf einer 

PA LUnE von Großindustriellen und Finanzgewaltigen eine 
Rede gehalten n die deutsche Sozialpolitik, in 


ege er er - 
te: Das geutache Volk leide an einen a stera und dieser Übel- 


stand sei_der, daß jeder Deutsche, von der liege bis zum Grabe 
mit Sozialpolitik umschlossen sei. Dieser Übelstand müsse so 
schnell als möglich beseitigt werden. Und ferner hat im Jahre 
1932 Herr von Fapen dem “Vohlfahrtsstaat" den ring erklärt. 

‚Als nächster Feind der Sozialpolitik ist bekanntlich 

der Reichsinnemminister Dr. Frick, der im Rundfunk am diesjäh- 
rigen Muttertag kund gab durch die Radiowellen, daß an dem 
Rückgang der deutschen Bevölkerung dic von den Marxisten so 
weit ausgeabaute Sozialversicherung schuld sci. Der Staat hat 
nicht die Pflicht einen sorgenlosen Lebensabend durch Sozial- 
SEAN DRSFUNE zu gewähren, sondern die Ehepaare sollten für 

enügenden Nachwuchs sorgen, un sich in ihren alten Tagen von 
ihren Kindern ernähren zu lassen. 


(Zuruf aus der DU TBRIOR: Die im Kriege erschossen 
werden können! 


Da sind die Anhänger von ehemaligen Parteien und Gewerkschaf- 
ten gelandet, dic einst vor Sozialisnus trieften, und nun vor 
den Vernichtern ihrer eigenen Sozialpolitik auf dem Bauche 
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rutschen. Bei dieser Gelegenheit halte ich es für notwendig, auf 
eine Sachc hinzwreisen, dic bei dem bevorstehenden Abstinnungs- 
kampf eine gewissc Bedcutung hat. | 

Von seiten der sogenannten Deutschen Front wird den 
Sozialrentnern eingercdet, daß, wenn das Saargebiet nicht zu- 
rückgeglicdert würde, dic sozialen 2 Kutungen nach der Heidcel- 
berger Abrede vom Deutschen Reich nicht mehr gezahlt würden. 

Erstens ist diese Argumentation falsch, denn nach 

des Saarstatuts des Versailler Vertrages müssen_erıorbene_An- 
wartschaften oder Sozialversicherungen von der Deutschen Re- 
gicrung und der Regicrung des Saargebietes anerkannt werden, 
zweitens enthält diese Angabe eine Drohung, welche die chrliche 
und unbecinflußte Abstimnung gcefährdct. 


(Zurufc von links; Schr richtige! ) 

Ebenso wic gegenscitigc Verträgc bezgl. der Sgrinivoraicherme 
zwischen Deutschland und Folcn, Jugoslavicn, Serbien und Frank- 
reich und der bisher im Saargcbict laufende Vertrag in Kraft 
waren, cbenso werden dieselben auch in Zukunft weiter laufen. 
Als Anhänger des status quo ist cs unscre Pflicht 
auf diesce Tatsache hinzureisen. "iir sind geziungen, zu dieser 
Haltung durch die jetzige Reichsregierung, dic es uns versagt 
als freie, aufrechte Staatsbürger in unscr Vaterland zurück- 
zukehren und unserc 'Icltanschauung und. Ideale im Sinne des 
deutschen Volkes und der Völker zur Geltung zu bringen. 
Tir wollen das Saargebict crst dann zurückgliedern, wenn für 
alle Deutschen ohne Unterschicd der Partei und der \ieltanschau- 
ung wicder ein Rechtszustand gewährleistet ist. 

Tir kehren zunächst nicht zurück in das Vatcrland,ıo 
cin tollwütiger Sticfvatcr haust und dasselbe mit Unterdrückung 
der primitivsten menschlichen Freiheiten regiert 


(Zurufe links: Schr richtige!) 


Wir samncln auf dicscm Flcck deutscher Erde an der Saar gemcin- 
sam nit den aus dem Vaterland vertriebenen Deutschen, gemcinsam 
mit den schwerleidenden deutschen Volksgenossen, um dicsen nit 
Blut befleckten Sticfvater mit scinen Spießgesellen aus unserem 
Vaterhaus zu jagen und der Gerechtigkeit zu überantworten. 


- Glocke des Vorsitzenden - 


orsitzender: Herr Abgcordneter Petri, ich rufe Sie zur Ordnung! 


bg. Petri fortfahrend: ir werden durch unser Eintreten für den 


status quo nicht unscr Dceutschtum verlcugnen, sondern wir wol- 
len verhindern, daß dieser Kulturschande des Hitlerismus, dic 
mit Mord und Brandstiftung, mit sadistischer Brutalität mit 
schamloscn Lügen und Verl@umdungen, mit Dicbstahl und Erprcos- 
sung scince Herrschaft in Deutschland errichtet hat, im Saar- 
ecbict keinen Eingang hält. 


)(Zurufc von links: Bravo !) 


"ir wollen verhindern, daß im Saargebict die Sozialversicherung 
in der 'ieise nicdergerissen wird, wie in Hitlerdeutschland und 
wir rufen allen chrlichen sozialdenkenden Saardeutschen zu: 
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Reiht Euch ein in die Kampffront mit der Parole: 

Für Deutschland, gegen Hitler, für cin freies deutsches Saar- 
ebict, das im Krcis der Völker das zerschlagene und zcrschun- 
ene deutsche Ansehen wieder herstellen und erhalten wird. 

(Bravorufc der Kommunisten und Sozialdcmokraten) 


orsitzender: Das ort hat der Herr Staatskomaissar! 


tastskonnissar Kuchenbecker: Dic Deutsche Front hat in ihrer zu Bc- 


inn der Sitzung Banagr tepen Erklärung der Regierungskommission 
en Vorwurf gemacht, dic in den Geschäftsräumen der Deutschen 
Front vorgenommene Durchsuchung und Beschlagnahme entbehre der 


Er m cn Grundlage, wie der zuständige Richter entschieden 
abc. 


Ich muß demgegenüber auf die in der Presse veröffent- 
lichte Stellungnahme der Regierungskommission zu dieser Rechts- 
frage hinweisen. 

Die Regierungskommission vertritt den Standpunkt, daß 
die Vorschriften des Allgemeinen Landrechts über die Aufgaben 
und Befugnisse der Polizei ihr re rechtfertigen. Zu die- 
ger Frage hat der Untersuchungsrichter keine Stellung genommen 
und konnte hierzu auch keine stellung nehmen. Die Deutsche 
Front hat von der Möglichkeit Gebrauch gmacht, zur Frage der 
Anwendbarkeit der Vorschriften des Allgemeinen Landrechts die 
Entscheidung der Verwaltungsgerichte anzurufen. Die Entschei- 
dung steht noch aus. | 

Gegenüber dem weiter erhobenen Vorwurf der Untätigkeit 
der Regierungskommission gegenüber Beschimpfungen des deutschen 
Staatsoberhauptes verweiseich auf den heute von der Kommunisti- 
schen Fraktion erhobenen Protest gegen das Verbot der Deutschen 
Volkszeitung und der Volksstimme. Das Verbot dieser engen 
zeigt, daß die Regierungskommission Beschimpfungen des deut- 
schen Staatsoberhauptes nicht dulden will. 
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orsitzender: Das Wort hat der Hcrr Abgeordnete Licser! 


bg. Lieser (SP): Meine Dame und meine Herren! Ich habe im Auftreg 


meiner Fraktion zu den Vorlagen 2,3,4,8 und 9 der Tagesord- 
nung folgendes 


GUTAGITEN 


abzugeben: 


Wenn die Vorlagen: Anderung der Verordnung betr.die 
Berechnung und Erhebung von Stempelabgaben v. 24.5.1923; 
Abänderung der Besteuerung der Mineralöle, und Umsatzsteuer 
Aufhebung der Luxussteuer) auch nicht in einen umittel- 
baren Zusammenhang stehen, so ist_an der allgemeinen Finanz- 
olitik gemessen, doch eine mittelbare Verwandtschaft der 
rei Vorlagen festzustellen. Die Negierungskomission, die 
auf der einen Seite durch die Aufhe der Luxussteuer auf 
eine Einnahnesunne zwischen 400 000 - 500 000 Franken ver- 
zichtet, sieht sich genöhigt, auf der anderen Seite durch 
Erhöhung - oder wie die Negierungskommission in mehr um- 
schriebener Form “ag durch Ande der Berechnung und 
Erhebung der Stempelabgaben das entstehende Loch in der 
deskasse wieder aufzufüllen. Die Aufhebung der Luxus- 
steuer wird danit_ begründet, daß die luxussteuer im deut-_ 
schen Reich seit 19256 nicht mehr existiere und dieselbe mit 
Wirkung von 9.7.1934 auch in Frankreich aufgehoben ist. Die 
Regierungskonmission tröstet sich über den Schmerzlichen 
Verlust in der Landeskasse in Höhe einer halben Willion 
Franken nit dem hoffnungsvollen Satze (Ja, wenn die Hoffnung 
nicht wär....2): "Der Ausfall wird sich vielleicht dadurch 
verringern, daß durch den Wegfall der Iuxussteuer ein er- 
höhter Anreiz zum Kauf bisher luxussteuerpflichtiger Gegen- 
stände gegeben sein kamn. ' Vielleicht, vielleicht auch nicht. 
Und wenn die eg erın skommission_in ihrer Begründung weiter 
hervorhebt,daß die Aufhebung der Luxussteuer in Interesse 
der saarländischen Tirtschaflts-und Verbraucherkreise liege, 
so müssen wir schon hinzufügen, daß die Aufhebung der Luxus- 
steuer nur im Interesse der Verbraucherkreise 11088, die mit 
den nötigen finanziellen Mitteln ausgestattet sind und sich 
urch die versteckte ständige Inflationsgefahr ohnehin ge- 
zwungen sehen, zu Sachwerten zu greifen. Ein besonderer An- 
reiz, durch ein Geschenk einer halben Million Franken ist 
daher nicht erforderlich. Der übergroße Teil der Bevölkerung 
des Saargebietes, die besitzlose Klasse, die nicht einmal in 
der Lage ist, das tägliche mittelmäßige meet auf 
den Tisch zu bringen, hat keinen Anteil an der Aufhebung der 
luxussteuer und auch kein Verständnis dafür. Der kleine Mann 
muß im Gegenteil, wenn er sich den Luxus einer Kinovorstel- 
lung oder gar einer Lustbarkeit erlaubt, nach der Verordnung 
über Berechnung und Erheb von Stempelabgaben dazu beitra- 
en, das Loch in der Landeskasse wieder auszufüllen. Nach 


er Begründung der Re ie er A müßte es mit den Län- ° 
euer mehr existiert, glänzend be- 


dern, in denen keine Luxuss 
stellt sein. In Deutschland geht es allerdings "von Tag zu 
Tag besser" und Frankreich wird auch nach der Aufhebung der 
Luxussteuer seine finanzielle Sorge nicht los. Aus diesen 
Gründen lehnen wir die Vorlage 2 und 4 der heutigen Tages- 
ordnung ab. 


Die 
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Die Vorlage betreffend on der apdenine der \ineral- 
öle, die nur einen innerlichen m; eich der »teuerarten, und 
eine Angleichung an die französüschen Bestimmungen, die im. 
NichtbeFolgungs alle der Saamirtschaft tatsächlich Nachteile 
bringen könnte, vorsieht, stimmen wir zu: Wir erinnern dabei 
an die früheren Beratungen geforderten Schutzmaßnahmen für 
das kleine Handwerk. 


! Die weitere Vorlage betr. Jugendwohlfahrt bringt in 
ihrem ersten Teile eine Entlastung der Armenverbände und sieht 
in ihrem zweiten Teile eine Herabsetz der ausge orki chung 
auf das vollendete 19. Lebensjahr vor. Ohne auf den Charakter 
der Fürsorgeerziehung selbst einzugehen, stimmen wir der Vor- 


lage zu. 
en Nun noch einige Ausführungen zu der Vorlage betreffend 
Clearingverfahren. Diese Vorlage verdankt ihren Ursprung ei- 
nem Abkommen zwischen Deutschland und seinem "Erbfeind". 
Frankreich. Die Verhandlungen waren durch die-Zahlungsein-. 
stellungen Deutschlands an seine Auslandsgläubiger notwendig 
geworden. Um seine Staatsangehörige, soweit sie als Exporteu- 
re in Frage kommen, vor finanziellem Schaden zu schützen, for- 
derte Frankreich das sogenannte Clearingverfahren,d.h.öchaf- 
fung von Zentralstellen, die die Erfüllung der Zahlungsver- 
piichtun en aus dem fraco-Deutschen Warenverkehr übernehnen. 
ie Erfüllung der ee geschieht also in 
Zukunft nicht mehr ummittelbar zwischen den Interessenten 
sondern durch Vermittlung dieser Zentralstellen. Das dritte 
eich mit seiner Buurgeichen Wirtaghatterührung mußte sich 
dem Verlangen Frankreichs beugen. In normalen Zeiten würde 
man von einer Niederlage, ja sogar von wirtschaftlicher oder 
politischer Bevormundung sprechen. In Wirklichkeit ist es 
auch so. Das dritte Reich, das bei der Machtübernahme noch 
cinen Devisen-, bezw. Goldbestand von einer Milliarde,gleich 
einer Deckung von 80 Prozent des Notenumlaufs vorfand, diesen 
stand bis zum heutigen Tage bis auf 74 Millionen verschleu- 
dert hat, sodaß nur noch eine Deckung von etwas über zwei 
Prozent vorhanden ist; das Millionen und Äbemillionen den 
zerschlagenen Parteien - nicht nur der Marxisten-, das \illi- 
onen und Nbemillionen Gewerkschaftsgelder der freien und 
Perser Zinhen Gewerkschaften geraubt und ebenfalls verschleu- 
erte; 
das unter dem Vorwand, die Bonzenwirtschaft im Reiche zu be- 
seitigen, eine Drohnenbrut züchtete, die es so bunt trieb, 
daß sich selbst der Reichsführer gemmangen sah, diesen Herr- 
schaften zu erklären, daß es nicht ganz in Ordnung geht ‚wenn 
an einer Stelle monatlich 30 000 Reichsmark durch Festessen 
udgln. verjubelt und verpraßt werden. Man sieht aber an die- 
sem Beispiel,wie sich die neuen Bonzen das Leben im neuen 
Reiche vorgestellt haben. Und es ist sicher auch nach dem 
‚Juni nicht besser geworden; | 
das dritte Heich, das duldet, daß unter Teilnahme führender 
Persönlichkeiten Freßgelage von 1000 bis 15000 Reichsmark 
veranstaltet werden; 
dasselbe Neich, dessen Machthaber sich rühmen, die schönsten 
Fackelzüge fomiert und die größten Feuerwerke der Welt_abge- 
brannt zu haben und nach Beendigung die Teilnehmer und Zu- 
Schauer wieder zum Eintopfgericht in ihr Heim zurückschicken; 
das Neich, das unter Aufirendung von Millionen einen Reichstag 
unterhält, dessen Mitglieder nur ab und zu nach Berlin kom- 
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komnandiert werden, um dem großen Führer Beifall zu klatschen 
und dreimal nase: eil" zu rufen, aber deren Existenz unit 750 
Reichsmark monatlichen Diäten auf Kosten des deutschen Volkes 

esichert ist; 

as Reich, das zwar keine Preußen, Bayern, Sachsen, Thüringer 
usw. mehr kennt, sondern nur noch Heichsdeutsche, aber aus 
Angst_vor der eigenen inneren Revolution die Minister der 
Kkinzelstaaten neben den Reichsstatthaltern in ihren fetten 

Pfründen sitzen läßt; 

das Reich, das unter Mlillionenaufwand theatralische Volksbe- 
fragungen unter dem Motto "Alle Gewalt geht vom Volke aus” 
durchführt, um das Ausland zu bluffen. Aber wehe den Heichs- 

bürger, der von dem legal gegebenen KHecht,Nein zu sagen, 
Gebrauch macht; 

das Reich, das tausend und abertausende Bonzenstellen auf 
Kosten des Volkes neugeschaffen, um die verschiedenen Pg's 
unterzubringen; LER Pie 

asselbe Reich, das Millionen und Abermillionen für Prunkbau- 
ten und Prunkplätze zur Verfügung hat und anderseits den Bet- 
telstab schwingt, um den mageren Kleinwohnungsbau mit Hilfe 
des sogenannten Pfennigsozialismus eines Bürckel nicht ganz 
in's Stocken geraten zu lassen; 
dieses dritte Reich, das unter Swen fung gewaltiger Mitteln 
unproduktive Straßenbauten ausführen läßt und anderseits eine 
Ersatzstoffverfügung nach der anderen aus dem Kriege hervor- 
holen muß, hat zum l.Juli 1934 die Zahlungseinstellungen, den 
Staatsbankrott angesagt. Es steht jetzt durch das (learings- 

verfahren unter Vormundschaft. Das dritte Heich steht aber 
auch im Zeichen der Propaganda, im Zeichen der Nurpropaganda. 
Eine alte an Aarung lehrt, daß die Nurpropaganda mit der Wirk- 
lichkeit, mit der Wahrheit, immer auf dem Kriegsfuße steht. 
Und so geschehen unter dieser Propaganda Zeichen und Wunder. 
Man hat nach dem Wuster Adolfs des Großen aus dem Clearing- 
abkommen mit Frankreich einen Sieg propagandiert. Wie sagte 
der Heichsführer unlängst sinngemäß im deutschen Reichstage: 
"Die Erfolge der neuen Regierung sind nicht immer in dem zu 
suchen, was die MOB .SpunE BR ininte! hat, sondern in der Tat- 
sache, daß sie durch das Niederschlagen der Warxisten Schlin- 
meres für das deutsche Volk verhütet habe." Ich will nir ein- 
mal Mühe geben, dieses in Deutsch umzusetzen: Eine Frau hei- 
ratet einen Mann, über den sie sich nun beklagt, daß er_das 
für die Familie bestimmte Geld in Alkohol umsetzt. Die Frau 
tröstet man damit, indem man ihr sagt, die nn | sei 
doch ein mie Nenn sie ihren are Nana nicht geheira- 
tet hätte, bestände doch die Gefahr, daß sie einen bekommen. 
hätte, der nicht nur das Geld vertrunken, sondern sie in sei- 
nem Suff auch noch mißhandeln würde. Nachdem ihr jetziger Mann 
das nicht tut, ist es doch ein Erfolg. Nach diesem Schema hat 
man aus dem Clearingsverfahren einen Erfolg konstruiert und 
hebt hervor, daß beim Fehlen dieses Abkommens alle Verpflich- 
tungen erfüllt werden müßten. Wären derartige "Erfolge" für 
das Deutsche Volk nicht ee er man könnte dem 
faschistischen Diktatot_des dritten Reiches noch viele solche 
Erfolge wünschen. Obwohl die Saarländischen Wirtschaftskreise 
die Übernahme des Clearingsverfahrens dic "frendländische" 
Regierungskonzission gewünscht haben, um somit gegen finan- 
zielle Nachteile des dritten Heiches ech zu sein,erklär- 
te in der Konnission der Deutschfrontler-Abgeordnete Becker 
stolz und nit Nachdruck, daß Deutschland bis jetzt seinen 
finanziellen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Saargebiet 
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gegenüber dem Saargebiet nachgekommen sei. In gariehse Aten- 
zuge redete er von restlichen Verpflichtungserfüllungen, ohne 
dabei ein Land zu nennen. ir haben die Äußerungen des Herrm 
Becker auch nur Pepe Tine aufgefaßt und erlauben uns 
an der restlosen Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen des 
dritten Reiches gegenüber den Saargebietsinteressenten zu 
zweifeln. Nach einer uns gewordenen Information betragen die 
Rückstände des dritten Heiches zwischen 7 und 8 willionen 
Reichsmark. Vielleicht kann uns die Regierungskomnission durch 
ihren Vertreter in heutiger re über den Widerspruch 
zwischen der Erklärung der "Deutschen Front" und unserer In- 
fomation eine Aufklärung geben. . 
er Vorlage stimmen wir zu. 


(Bravo-Rufe der Sozialdemokraten) 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Braun! 


Abe. Braun (SP): Meine Herren! Zunächst habe ich folgenden 


zu stellen: 


"Der Landesrat des Saargebietes hat in sciner heutigen 
fr mit großer Majorität aller anwesenden Angeord- 
neten beschlossen, dem Völkerbund_ zu empfehlen, sich 
im Interesse der Wohlfahrt und Kultur unserer Saar- 
heimat, im Interesse der Erhaltung des BBLGDBLSSDEN 

riedens und zur Drang der Saar vor dem (haos und 
der bankrotten Politik des Nationalsozialismus cie 
Beibehaltung der heutigen Rechtsordnung unter Wit- 
wirkung der Bevölkerung zu beschließen.“ 


Ich darf feststellen, daß dieser Antrag mit 11 a ep Si 
zwei Stimmen - falls die Herren des Präsidiums nicht mitstim= 
men - angenommen worden ist und der status quo eine 80 % ige 
Mehrheit hinter sich hat. | 

Zur Geschäftsordnung möchte ich beantragen, in das Fro- 
tokoll aufzunehmen, daß die mustergültige Ruhe und Ordnung und 
die sachliche Arbeit des heutigen Landesrates vorbildlich war. 


Ich kann feststellen, daß der Landesrat nur dann seiner Aufgaben ° 


ewachsen ist, wenn er von einer marxistischen Mehrheit be- 
errscht wird. 
Wir haben am 7.September die neue Sitzung des Völker- 
bundsrates. Es ist zweifelhaft, ob bis dahin der Landesrat 
noch einmal zusammentritt, weshalb ich mir erlaube, heute schon 
dem Völkerbundsrat folgende Wünsche zu unterbreiten. 


1) Wir wünschen, daß der Völkerbundsrat gegen den zwei- 
fellos starken Terror front macht. Ich °_ brauche auf 
Einzelheiten nicht einzugehen, jedes Kind weiß, in 
welchen Unfange Beschinpfungen durch den Gleichschal- 


tungsterror hervorgerufen werden. Ich darf auch sagen, 


daß der Deutschen Front eine Verschiebung der Abstin- 
mung nicht so unangenehn wäre. 


2) Wir wünschen, daß der Völkerbundsrat Gelegenheit 
nimnt nahnen zu ergreifen, daß der status quo 
nach den Saarstatut nicht die Fortsetzung des jetzi- 
gen Zustandes bedeutet, sondern daß er zum Ausdruck 

ringt, unter Witregierung der Bevölkerung. Dann noch 
ein Nort an Frankreich; 


ständen privatisiert wird. 
Wir sind uns sicher, wenn das Dritte Reich'den 
Grubenbesitz in die Hand bekäme, er privatisiert wärc. 


3) Wir wünschen, daß der Grubenbesitz unter keinen In- 


An die Abstimnuneskommission richten wir die Bitte, eine 


Nachprüfung der gesamten Abstimmungsausschüsse Platz greifen zu 
lassen. Die Pe Re Sr ERar Ausschüsse ist eine einsei- 
tige und es besteht somit die Gefahr, für die fehlerfreien Ab- 
stinnuneslisten. 


ner 
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N: 
Wir beantragen deshalb, daß vonseiten des Landesrates ein 
Mitglied der Abstinnungsausschüsse zugeteilt wird. | 

An die Regierungskomnission muß ich auch noch ein 
Wort richten wegen der Zeitungsverbote. . 

-. „. Herr Präsident Knox hat die„Deutsche BR se A | 
und dienVolksstimne”verboten. In seiner Begründung stützt _. 
er sich darauf, daß Staatsoberhäupter angegriffen worden sei- 
en. Das ist richtig. Aber weder das Völkerrecht und die inter- 
nationalen Gepflogenheiten konnten voraussehen, welch merk- 
Würdige Regierung von Srandetiftern das Volk der Dichter und 

enker regieren würde. Herr Hitler muß sich gefallen lassen, 
daß er jederzeit stark kritisiert wird. 

übrigen darf ich zum Ausreißen der Braunen Front 


feststellen, daß es unangenehm ist, den 30.Juni verteidigen 
zu sollen. 


Vorsitzender: Ich schließe die Sitzung (192° Uhr). 


| 
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Anlage ! 5 
LAN ° ESRAT IV. Wahlperiode/ 23.Sitzung. 
BB FT nn 
SAARGEBIETES. 3. Sitzunesperiode 1934. 


Bericht 


——— EEE u 
—— m m mn nn nn ng An un mens Ah EEE mann a u 


der 1., und 8. Komnission des Landesrates 
über die MER. der Verordnungsentwürfe betreffend: 


1) III. Verordnung zur Sicherung des Bestandes 
der Sozialversicherungsträger; 


2) Änderung der Verordnung betr. die Berec hnung 
nd Srhebung von Stenpelabgaben vom 24.Mai 1923 
Umtebiat 2. 878» 5.10 9); 
3) Abänderung der Besteuerung der iineralöle; 
4) Umsatzsteuer (Aufhebung der Luxussteuer); 


5) Versor der Kriegsbeschädiegten und 
Kriemsitalurklisbesen: . 


6) Verfahren in Versorgungssachen; 


7) Gesetzliche Regelung des Tarifrechts 
im Saargebiet; 


8) Jugendwohlfahrt ; 


9) Clearingsverfahren. 
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Berichterstatter: Abgeordneter Gärtner (DF)! 


Die 1., 3.,7. und 8. Kommission des Landesrates haben sich 
in ihren gemeinsamen Sitzungen vom 4,.Juli, 27.Juli, 6.und 10.Au- 


gust mit den auf der Tagesordnung stehenden Vorlagen befaßt. Die 


= - — I 


Beratung dieser Vorlagen hatte folgendes Ergebnis; 


1) IIl. Vero onune ZU >] 4 in? des Destande 
der SozTalversiche; nesträser. 


Die Deutsche Front stellte den Antrag, die Regierungs- 
kommission möge dem Landesrat eine Statistik vorlegen über die 
Auswirkungen der Vorlage.- Auf diesen Antrag erteilt der Regie- 
rungsvertreter folgende Antwort: 
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" Eine genaue Statistik darüber aufzustellen, un wie- 
vicl Prozent die ncucn Nenten sich gegenüber dem bisherigen 
Rechtszustand emäßigen, ist sehr et Es kommt bei je- 
der cinzelnen Nentc darauf an, wieviel Beitragswochen der 
Rentenberechtigte zurückgelegt und wieviel Beiträge er in der 
höheren oder niederen DEE TERER N 8088 zurückgelegt hat. 
ee i dem Rentenberechtigten, der sehr viele Beiträge 
in einer hohen Lohnklasse entrichtet hat, macht die Kürzung 
weniger aus als bei ei der wenig Beiträge und außer- 
dem In einer niedrigen Ich lasse entrichtet hat. 

Die Abteil für Sozialversicherung hat vereghiede- 
ne Renten ausrechnen lassen, um die Anderung in der leistungs- 
höhe gegenüber den bisherigen Kechtszustand feststellen zu 
können. Bei der Errechnung sind drei Gruppen von Renten zu- 
sammengefaßt worden und zwar 


Gruppe : mit einer Beitragszeit bis zu ER8 iochen 
s u n " von mehr als 1500 


In der Gruppe 1 nacht die Kürzung rund 25,5 % aus. Die Höhe 
dieser Kürzung erklärt sich daraus, daß in dieser Gruppe ver- 
hältnismäßig wenig Beiträge entrichtet worden sind und demnach 
auch die Steigerungssätze, die in Zukunft den Hauptbestand- 
teil ge nenten bilden, nur eine verhältnimäßig geringe Höhe 
ausmachen. 


In der Gruppe 2 beträgt die Kürz 3,84 % und 
it it HP 2 7 & ft gung Ö 73 %. 
Da rund 2? aller Renten aufgrund von Beitragszeiten von mehr 
i | 


als 800 Wochen berechnet werden, macht die Kürzung bei 80 % 
nur 2 bis 3 % aus. 


Ferner wird aus der Kommission heraus die Frage auf- 
geworfen, 


wie hoch die Linsparungen geschätzt werden, die sich 
ergeben durch die Einstellung des bisherigen Grund- 
betrages gegenüber den erhöhten Steigerungssätzen? 


Der Regierungsvertreter antwortet hierauf, eine Beantwortung 
dieser Frage sei nicht Bögen, da der bisherige _ 
Eenetrag anteilig von den PERL eharUngaErögg En des 
Reiches und des ee er gewährt worden sei_ und 
demnach zur genauen Feststellung wiederum eine Berech- 
nung jeder einzelnen Rente erforderlich würde, 

Aus den gleichen Grunde könne nicht egc- 
ben werden, um wieviel Prozent die Steigerungssätze 
sich erhöhen, sod Engpben über die Einsparungen 
durch Einstellung des bisherigen Grundbetrages nicht 
gemacht werden können. | 


Auf die Frage, wic hoch war die Sumns, die für den Grundbetrag 
aufgebracht wurde insgesamt für alle Renten? 


antwortete | ngerunssreitreter, daß aus den bei 
der vorigen Frage angegebenen Gründen nähere Angaben nicht ge- 
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genacht werden könnten. 


| Auf die Frage, ob der Text der Vorlage dem lext des 
Reichsgescetzes entspreche oder welche Abweichungen darin ent- 
halten seien, antwortete der Regierungsvertreter wie folgt: 


"Kleinere Abweichungen ergeben sich allesnein daraus, 
daR einc Umrechnung der Steigcrungsbeträge in Franken und 
ebenfalls die et der früheren Lohnklassen in die jet- 
zigen Lohnklassen erforderlich gewesen sci. _ 

er Abschnitt IV über die Krankenversicherung ist dem 
vorliegenden Entwurf neu angefügt worden. Die Bestinnungen 
haben sich im Laufe der letzten Monate als erforderlich er- 
wiesen. Insbesondere haben die Bestimmungen über die Auswahl 
der Krankenhäuser die reichsgesetzlichen Bestimmungen aus dem 
Jahre 1933 entsprechend in den Entwurf aufgenommen werden 
müssen, weil sich auf diesem Gebiete Mißverhältnisse heraus- 
gebildet haben. Durch die vorgesehenen Änderungen der Para- 
graphen 184 bis 371 R.V.O. soll _den berechtigten Wünschen so- 
wohl der Versicherten wie auch der privaten Krankenanstalten 
BRARRBSB Eongen. werden. 

er Abschnitt VII über Aufrechterhaltung der Anwart- 

schaften während der Erwerbslosigkeit ist ebenfalls neu. Hier 
ist vorgesehen, daß denjenigen bedürftigen Erwerbslosen, die 
mangels der gesetzlichen Voraussetzungen keine Erwerbslosen- 
unterstützung beziehen, die Zeit ihrer Erwerbslosigkeit als 
Ersatzzeit für die Aufrechterhaltung der Anwartschaft ange- 
rechnet wird. Diese Bestimmung betrifft hauptsächlich die 
Wohlfahrtserwerbslosen, für die keine Beiträge zur Sozial- 
versicherun entrichtet werden. Der Wille des Gesetzgebers 
bei dieser Vorschrift war, dafür zu sorgen, daß kein bedürf- 
vier eReEaRLOdOT die Anwartschaft auf die Sozialversicherung 
verliert. 

Ferner wiesen die Regierungsvertreter darauf hin,daß 
$ 15 des Entwurfs geändert werden müsse, da der $ 15 der Ver- 
ordnung betr. Neuregelung der Erwerbslosenfürsorge durch die 
Verordnung vom 11.6.1934 eine andere TORSaNg erhalten habe. 
Es handelt sich hierbei um eine technische Änderung. | 


Auf die Frage eines Mitgliedes, ob folgende Bestimmung 
in die Vorlage aufgenommen werden könne: 


"Sofern der Pensionär ruapbeiosenuntorakübzung bezieht 
und er nach drei Monaten Anspruch auf Familien-Unter= 
stützung bei der zuständigen Ortskrankenkasse hat, sind 
ihm etwa geleistete Beiträge zur Fanilien-Krankenfür- 
sor Ton der Saarknappschaft von diesem Datum an zu 
erstatten. 


antwortete der Regierungsvertreter: 


"Der Gesetzgeber beabsichtige nicht in das Satzungsrecht 
der Saarknappschaft einzugreifen. Es bestehe bereits 

nach bestehendem Recht die Möglichkeit, diese Pensionä- 
re auf Antrag von ihrer Beitragspflicht zu befreien 

und es könne Vorsorge getroffen werden, die betroffe- 

ae8 run üder diese Befreiungsvorschrift zu un- 
errichten. SE 
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Die Kommission stellte den Antrag, das Alter zur Erlangung 
der Alterspension vom 55,lebensjahr auf das 50. lebensjahr 
herabzusetzen. 


Dieser Antrag wurde in der Kommission einstimmig an- 


genommen. 


Auf eine Frage, ob auch die Armenunterstützungsenp- 
fänger, die versichert sind, ein Recht auf Auswahl der Kran- 
kenhäuser besitzen, antwortete der Regierungsvertreter, daß 
diesc Unterstützungsempfänger als freiwillig Versicherte gel- 
ten und daher auch das Wahlrecht auf Krankenhäuser genießen. 

Zu dieser Frage behält sich die Komnunistische Frak- 
tion vor, einen entsprechenden Antrag in Plenun einzureichen. 
Die weiteren Anträge der Kommunisten lauten: 


1) Aufhebung der Bestimmungen der Notverordnung auf dem 
Gebiet der Sozialversicherung wie vor dem 1.Juli 1930 ° 
sowie der Tepzorenng der Kriegsbeschädigten auf den 
Stand des Jahres 1927. 


2) Aufhebung aller Ruhensvorschriften für nebeneinander- ° 
laufende Aenten. | 


3) Ausdehnung der Versicherungspflicht auf alle Be- 
triebsarbeiter, Kleingewerbetreibende, Klein-und 
Zwergbauern, deren monatliches Einkomnen 2000 Fran- 
ken nicht übersteigt. Übernahme der gesanten Bei- 
träge auf die Unternehner, für Kleingewerbetreibende 
Übernahne der Beiträge auf die Unternehmer,Staat und 

oOnmune. _ 

‚Desweiteren verweisen die Kommunisten auf 
die von ihnen in der Plenarsitzung vom 12. Juli 1932 
gestellten Anträge. 


Er a Peg 


4) Einführung des Wahlrechts_zu den Versicherungskör- 
BE nr auch für die Erwerbslosen, deren Bei- 
räge durch die Gemeinde entrichtet werden. 


5) Freie Ärzte-und Krankenhauswahl für alle Versicher- 
ten gleichviel welcher Versicherungsanstalt (I des- 
versicherungs-Knappschaftsversicherungsanstalt) sie 
angehören. 


6) Aufhebung der Krankenschein-und Rezeptgebühr. 


7) Niederherstellung der Anwartschaftsbestinmungen | 
nach dem Stande vom l.Dezenber 1931. | | 
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8) Herabsetz der Grenze zur Erreichung der Alters- 
grenzc von 55 auf 50 Jahre. 
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9) lerabsetzung der Invaliditätsgrenze von 66 2/3 % auf 
50 %. 


Säntliche Fraktionen behalten sich ihre Stellungnahme 


bis zum Plenum vor. 
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Die Vorlage zu Punkt 2 der Tagesordnung betreffend: 


Änderung de Verordnung betr, die Derechnung und 

Ne DUNB VO 20 59 
Amtsbl.Nr, 375 8,129, 

wurde in den Sitzungen vom 27.Juli, 6.August und 10, August ds. 


Js. beraten. 
Die Beratung der Vorlage hatte folgendes Ergebnis: 





Die Kommission stellte folgende Fragen: 


1) Wie hoch ist der Betrag, der sich aus dieser Steuer 
für die Landeskasse ergibt ? 


2) Welchen Anteil an den Erhebungskosten haben die 
Gemeinden ? 


3) Wie hoch ist die prozentuale Erhöhung bei dem 
Mindeststempelsteuersatz ? 


Der Staatskonnissar erteilte hierzu folgende Antworten: 
Zul; Nach Schätz der Finanzabteil soll die Vorlage 
Beh tzungewaiße einen Ertrag von 5 000 bis 20 000 
anken ergeben. 


Zu 2; Die Birgemeisteränter haben wie alle Behörden und 


Beamten, welche stempelsteuerpflichtige Verträge und 


Verhandlungen aufnehnen, nach der Stempelsteucrver- 


ordnung und den hierzu erlassenen Ausführungsbestin- 


mungen dic Verpflichtung, die Stempelsteuer hierfür 


zu berechnen und zu erheben, sowie die Marken zu den 
betreffenden Urkunden zu entwerten. Sie haben ferner 
die Verpflichtung, alsdann die Entscheidung des Steu- 


eramtes Saarbrücken-Stadt über die erforderliche 
Stenpelstcuer einzuholen. Eine Vergütung für diese 


Mühewalt erhalten sie nicht. Dasselbe ist der Fall 


bei den Notaren. 
Zu_ 83; Die bisherigen Sätze waren folgende: 


in Artikel la o0.-Franken,; 
h A 1b > FR 


ö f 1 - 


Es bestand noch eine Emäßi syorschrift, welche 
cin Herabgchen auf 20, 15 oder 10 Franken und in 
besonderen Fällen auf 5 Franken gestattete. Wie aus 
der Begründung der Vorlage ersichtlich, haben die 
Polizeibehörden von dieser Ermäßigungsvorschrift 
in weitgehendem IUmfange Gebrauch gemacht, Die Nach- 
prüfung, ob Emäßigung angebracht gewesen sei, gab 
öufig zu unfangreichen BESTGEFARGER Anlaß, die es 
aan: jet erscheinen ließen, die Ermäßigungsvor- 
schrift zu beseitigen. 
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Die Steuer für Artikel 1 _Ila betrug abisher allgemein nur 


150 Franken, für Artikel 2b - 3 ranken. 
Der emäßiete Steuersatz zu 2c betrug bisher 10 
bezw. 20 Franken. 


Die Stellungnahme der einzelnen Fraktionen zu der Vorlage 


ist: 
Die Deutschs Front lehnt die Vorlage ab, da es sich 
anresichts des geringen Ertrages der steuer nicht 
mehr lohnt, diese Steuer kurz vor der Rückgliederung 
des Saargebietes an Deutschland einzuführen. 


Die Komnunisten erklären, daß sie sich ihre Stellung- 
nahme bis zum Plenum vorbehalten und entsprechende 
Anträge einreichen werden. 


Die Sozialenokraten erklären, daß sie sich ihre 
Stellungnahne bis zum Plenum vorbehalten, | 
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Die Vorlage zu Punkt 3 der Tagesordnung betreffend: 


Abänderung der Besteuerung der Wineralöle 


mE men mn ne ame amen GE u m en nn en nn m m nn nu nn un u | — nn 


wurde wie folgt beraten: 


; Untem 21.6.34 wurde dem Landesrat eine Vorlage betref- 
en 


Heranziehung der Wineralöle zum Unsatzsteuer 
und Verbrauchssteuer 


vorgelegt, die am 25.Juni ds.Js, in der Kommission beraten wur- 
de. In der SULLFSTE Ag TanG von 28.Juni wurde diese Vorlage in- 
folge aufgetretener Bedenken in die Kommission zurückverwiesen. 

n der Zwischenzeit legte die Regierungskomnission eine 
andere Vorlage betitelt 


Abänderung der Besteuerung der \lineralöle 


u [mn GE (um m mu me mn un m m en u m mn nn m u m ne m ur ne u m m u in nn en 


vor, die die erste Vorlage außer Kurs setzte. 
iese Vorlage wurde dann in den Sitzungen vom 6.und 
10.August beraten. 


Die Deutsche Front stinnt der Vorlage zu und beantraet 
folgenden Zusatz: 


In der Ammerkung zu a 3 wird hinter dem Wort :Gas 


eingesetzt: 
"zu Heizzwecken oder zum Antrieb von Notore 
n handwer nen Betrieben. 


Die Koanunisten und Sozialdenokraten behalten sich ihre 
Stellungnahne P zum Plenum vor. 
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Die Vorlage zu Punkt 4 der Tagesordnung betreffend 


Umsatzsteuer ( Aufhebung der luxussteuer) 


m m m rn m au mm mn arms SE ans mn ame ann ann ausm vun die) Ai ai re an ke A ir A a am FE nA AED. m A ER U © 


wurde in den Kommissionssitzungen von 6.und 10.August wie 
folgt beraten: 


Die Deubsahn rand stinnt der Vorlage zu. | 
arüber hinaus stellt sie den Antrag, die luxus- 
steuer rückwirkend mit dem Datum der Aufhebung 
derselben in Frankreich aufzuheben. 


Zur Begründung, dieses Intrages führt die Deutsche Front Fälle 
an, in denen einige Kaufleute in der Annahme die Aufhe- 
: rückwirkend eintreten würde, die Luxussteuer nicht nehr 
in den Preis einkalkulierten. 

Sollte der Antrag keine Annahme finden, müßte eın 
Härteparagraph_geschaffen werden, der für solche Fälle eine 
Erstattungsmöglichkeit zuläßt. 


ee Hpuuhsler und Sozialdemokraten behalten sich 
vor, in der Vollversamlung Anträge einzubringen und ihr 


Gutachten abzugeben. 
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Die Vorlage zu Punkt 5 der Tagesordnung betreffend 


Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegs- 
DL 2eDeneN 


wurde in den Sitzungen vom 6.und 10.August ds. Js. beraten: 
Das Ergebnis der Beratung in der Komnission ist folgendes: 


Auf die Frage über die Aufbringung der Wittel gab der 
Regierungsvertreter bekannt, daß das Keich und die Heglerungs- 
en sich in die Kosten teilen und zwar nach dem alten 

erhältnis. 


Ein Witglied der Deutschen Front führt folgendes aus: 


| ‚eagshecohädiets erleiden sehr oft empfindlichen 
Schaden -durch die MUBIDERIE der Wilderungsverordnung des 
Reichspräsidenten vom 18. Februar 1933, die bekanntlich an 
1.April 1933 in Kraft getreten ist. 

Die Verordnung zur Durchführung und Br insung von Not- 
vorschriften der Sozialversicherung Merera ng N\r.498 Antsbl. 
Nr. 38 von 22.9.1999) sagt unter 2. Absatz (2): 


"Ruhen mehrere Renten aus verschiedenen Versicherungs- 

zweigen, So darf der ruhende Teil bei keiner der Ren- 

ten zwei Drittcl oder den Betrag von dreihundert Fran- 
ken monatlich übersteigen. usw. 


Die emuserunen träger waren ursprünglich der Auffassung, der 
ruhende Teil dürfte dreihundert Franken der Gesautrenten nicht 
übersteigen und handelten auch danach. Als dann nachträglich 
die Auslegung der Wilderungsverordnung dahin präzisiert wurde, 
daß die re 300 Franken nicht auf die Gesantrenten, 
sondern auf jede dieser Henten zu beziehen ist, erfolgte cine 
neue Umrechnung nit dem Ergebnis, daß viele Krıegsbeschädigte 
aus der Invalidenversichcrung cinen nennenswerten Betrag über- 
hoben hatten. Dice Beträge werden und wurden vom l.April 1933 
sn, also rückwirkend wieder EROBERN: 
Dice Versorgungsbehörde paßt dic Zusatzrente den sonsti- 
gen Bezügen des Vcrsorgungsberechtigten an und weigert sich nun, 
ie Zusatzrente rückwirkend un den Betrag aufzubessern, den der 
Kriegsbeschädigte zwar erhalten, jetzt aber wieder zurückzahlen 
muß. Es handelt sich fast ausschließlich um Schwerkriegsbeschä- 
digte, die ganz ohne ihre Schuld nun diese Verluste erleiden. 


. Ein sozialdemokratisches Mitglied stellt zu Artikel L 
folgende Fragen: 


1) Wieviel Kriegsbeschädigte von 70 % und mehr Erwerbs- 
beschränkung gibt es im Saargebiet ? 


2) Wieviel Kriegsbeschädigte von 30 % bis 60 % Erwerbs- 
beschränkung gibt es im Saargebiet ? 
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3) Wieviele davon haben das 50.lebensjahr vollendet ? 
Ein kommunistisches iitglied stellt weiter folgende Fragen: 


4) Wieviel Kriegsbeschädigte gibt es in Saargebict 
überhaupt noch ? 


5) Wieviel Krie sbeschädigte sind in den Jahren 1932, 
19233 und 1992 aus der araprgune ausgeschieden,die 
vorher mehr als 30 % erwerbsbeschränkt waren? 


6) Wieviel Kriegsbeschädigte gibt es die 1932 mehr als 
30 % erwerbsunfähig waren und in den Jahren 1933 und 
tr ug 30 % Erwerbsunfähiekeit herabgedrückt wur- 

en % 


Der Regierunssvertreter erteilt hierauf folgende Antworten: 


"Nach dem Stande vom 1.4.1934 waren im Saargebiet nach- 
stehende Versorgungsberechtigte vorhanden: 


7512 Kriegsbeschädigte, 
499 Empfänger einer Dienstzeitrente, 
3466 \iitwen, 
2502 Eltem, 
1767 Waisen. 


Mit 70 % und mehr Erwerbsbeschränkung gibt es im Saar- 
gebiet 1304 Krie sbeschädigte, 

mit 30 % bis 60 j Kruazuabauchräniing 5921 Kriegsbe- 
Bohuhi gie. Von diesen 30 % bis 60 % Erwerbsbeschränk- 
von DeRns 1270 Kriegsbeschädiete das 50.Lebensjahr 
vollendet. 


In den Jahren 1932 - 1933 sind aus der Versor- 


gung IRGEND HOER, die vorher nehr als 30 % erwerbs- 
eschränkt waren: 


im Jahre 1932 = 116 Kriegsbeschädigte 
iA Ni 1933 > 96 a 


einschließlich der Todesfälle. 
hne Todesfälle sind ausgeschieden: 


im Jahre 1932 = 72 Kriegsbeschädigte 
r " 1988 57 i 


Die Angaben für das Jahr 1984 konnten noch nicht gemacht 
werden, weil das Kechnungsjahr noch in Laufen begriffen 
ist und die Statistik erst festgestellt wird. 


Ein Mitglied stellt weiter die Frage zu Artikel 3 Absatz 4, 


welche Voraussetzungen vorliegen müßten, um die Zusatz- 
rente zu erhalten. 


Der ran erklärte hierauf, daß die Voraus- 
setzungen zur Erlangung der Zusatzrente die Bedürftig- 
keit sei. Nur in bestimnten Fällen werde die Zusatz- 
rente auf jeden Fall gezahlt (bei Kriegsblinden usw.). 
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Die Kommunisten bringen zu der Vorlage folgende Anträge ein: 


1) Wiedereinführung des Versorgungsgesetzes von 1927 
5. Novelle zum Reichsversorgungsgesetz; \) 


2) Aufhebung der Anrechnung der Kriegsopferrenten | 
auf die Erwerbslosenunterstützung; | 


3) Einführung der gesetzlichen Heilbehandlung 


für Kriegshinterbliebene; | 
4.) Aufhebung der Anrechnung der Kriegsopferrenten | 
auf die Invalidenrenten; 1 


5) Eingliederung der Zusatzrente in die Grundrente; 


6) Wiedergewährung aller Renten ab 10 % Erwerbs- 
unfähigkeit. 


Sämtliche Fraktionen behielten sich ihre Stellungnahne 
bis zur Vollversammlung vor. 
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Punkt 6 der Tagesordnung betreffend: 


Verfahren in Versorgungssachen. 


kin Mitglied stellte in der Kommission die Frage ‚wel- 
che Vertreter 


und ob es zutreffe, daß nur Vertreter zugelassen werden, die 
nurnationalsozialistischen Organisationen angehören ? 


Der eetunesee fireter erklärte hierauf, daß für 
das Saargebiet diese ee nicht bestehe, dies sei auch 
in der neuen Verordnung festgelegt worden. 
Die Kommunisten stellen folgende Anträge: 
1) Sofortige Einstellung aller Nachuntersuchungen; 
2) Zulassung der Vertreter des Internationalen Bundes 


der Opfer des Krieges und der Arbeit als Beisitzer 
em Versorgunesgericht. 


Sämtliche Fraktionen behielten sich ihre endgültige 
Stellungnahme zu der Vorlage bis zur Vollversamnlung vor. 


eim Reichsversorgungsgericht zugelassen Seien, 
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Punkt 7 der Tagesordnung betreffend: 


Gesetzliche Hegelu es Tarifrecht 
Im eier 


wurde wie folgt beraten: 





Die Kommunisten stellten folgende Anfragen: 


1) Tas geschicht mit den Betrieben, die in tariflosenm 
ustand sind? - 


2) Was ist zu verstehen unter räunlichen, fachlichen 
und persönlichen Geltungsbereich? 


3) Wie soll sich das Tarifschiedsgericht zusammensetzen? 


4) Nach welchem Gesichtspunkt ist die Frage der 
Arbeitnchner auszulegen? 


5) Wie soll sich das Tarifant zusammensetzen ? 


6) Wie begründet die Regierungskommission die Fassung, 
e gr Landgerichtspräsident den Obmann ernennen 
soll : 


Der Regierungsvertreter erteilte hierzu folgende Antworten; 


Zu Frage 1: Der Verordnungsentwurf_baut sich auf den frei- 
willigen Vertragsabschluß auf. Ein Zwang zum 
Abschluß von Tarifverträgen ist nicht vorge- 
schen. Die erwähnten Betriebe werden, im Fal- 
le kein Vertrag zustande kommt, auch nach die- 
ser Zeit, ohne eine tarifliche Regelung ihres 
Arbeits-und Lohnverhältnisses bleiben. 


Zu Frage 2: Der Tarifvertrag _hat zunächst anzugeben, für‘ 
| welchen Daum er Geltung hat, d.h.z.B.auf welche 

Kreise oder Gebiete sich der Vertrag erstreckt. 
Weiter ist anzugeben, wie der fachliche Gcl- 
tunesbereich aussicht, d.h. für welche Berufs- 
ne Ani 2 der Vertrsg zur Anwendung 
somnt. 
| Unter den persönlichen Geltungsbereich 
ist zu verstehen, für welche Personen(Tarif- 
angchörige) der Vertrag gilt. 


Zu Frage 5: Zunächst sicht Absatz 3 des $ 1 vor, daß die 
vertragschließenden Parteien sich auf einen un- 
partciischen Vorsitzenden einigen. Es bleibt, 
mithin den beiden Parteien überlassen, sich ir- 
gend einen Obmann zu bestimmen. Einigen sich 

iese Parteien nicht, kann auf AnSEaE einer 
dieser Partcien der Präsident des Landgerichts 
in »aarbrücken cin Witglied dieses Gerichts- 
hofes als Vorsitzenden ernennen. 
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Der letztc Satz war schon deshalb notwendig, um über- 
haupt die Bildung des Tarifschiedsgerichts zu ermöglichen. 


Auf den Antrag, dem Landesrat das Gutachten der Ar- 
Kane? zu diesen Entwurf vorzulegen, wurde folgende 
ersicht von Regierungsvertreter vorgelegt: 
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Übersicht 
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über die Abweichungen in dem dem Landesrat vorliegenden 
Verordnunesentmwurf betreffend gesetzliche Regelung des 
Tarifrechts im Saargebiet nee den Verordnungs- 
entwurf, der von der Arbeitskamner ausgearbeitet wurde 
und von dieser bei Stinnenthaltung der Vertreter der 
Grubenverwaltung, einstimmig angenommen wurde. 


Der den Landesrat vorliegende Verordnungsentwurf 
betreffend gesetzliche Regelung des Tarifrechts in Saargebiet, 
ist nit Ausnahme des 3 5,Äbsatz 4 und des $ 15 derselbe Tnt- 
wurf, der wie angegeben, von der Arbeitskamner ausgearbeitet 
wurde. 


$ 5 Absatz 4_ des VerorAnungsentwurfes der Arbeitskamner 
lautet wie folet: 


"Fällt die larifsatzung weg und tritt eine neue nicht 
ein, so bleibt die alte für den Inhalt des Arbeits- 
verhältnisses maßgebend, soweit die Parteien des 
Arbeitsverhältnisses dieses nicht abändern. ' 


(Dieser Absatz ist in den Veroränungesentwurf des Landes- 
rates karten falten? 


$ 15 des VerorAnungsentwurfs der Arbeitskamner hat nachstehen- 
den Nortlaut: 


‘Das Tarifant besteht aus den Vorsitzenden, einem ÄAr- 

 beitgeber und einem Ärbeitnemmer als Beisitzer. Er 
er FRRNn Verordnung der Regierungskomnission er- 
richtet. 


ee 


(Dieser Paragraph ist in dem Verordnungsentwurf des Landes- 
rates wie folgt geändarkı): 


"Das Tarifaut_besteht aus einem Vorsitzenden, der die 
EHEUDE ZUR ‚ächteramt besitzt, zwei Arbeitgebem, 
una zwei Arbeitnehmern als Beisitzer. Es wird (durch 
Verordnung der Regierungskommission errichtet.” 


PUERTO 
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In _$ 1 Absatz 3 yi20 das Wort "kann" durch "nuß” ersetzt. 


Absatz 3 letzter Satz erhält folgenden liortlaut: 


"Das Tarifschiedsgericht wird gebildet aus 
Vertretern der vertragschließenden Parteien 
in Verhältnis 5 : 1 zu Gunsten der Arbeit- 


nchner, die ihren Vorsitzenden selbst wählen.‘ 


Absatz 4 bleibt bestehen. 
Absatz 5 wird neu angefügt und lautet: 


"Die a Serge ya Abschluß eines larifver- 
trages durch die Vertreter der wirtschaft- 
lichen Organisationen der Arbeitnelmer be- 
darf in jedem Falle der Zustimmung der davon 
betroffenen Arbeitnehmer. 


Dem $ 2_ wird ein Absatz 5 angefügt, welcher lautet: 


"Als Arbeitnehmer im Sinne dieser Verordnung 
gelten auch die Lehrlinge. 


In $ 4 Absatz.1 soll die Ziffer 2 lauten: 


O,wenn der Tarifvertrag für unbestimmte Zeit 
geschlossen ist, durch jegerzeitize Kündigung 
ee Vertragspartei auf den Schluß cines 

onats. 


Absatz 2 wird gestrichen. | 
Zu $5 wird ein Absatz la angefügt, welcher lautet: 


"Individucllc Verträge zur Fagelang der Lehr- 
verhältnisse sind verboten. Auch das lehrver- 
hältnis muß in einem Tarifvertrag zwischen den 
Tarifkontrahenten geregelt werden. 


— u | 


Der $ 6 erhält folgenden Nortlaut: 


"Der Tarifvertrag verpflichtet die Vertrags- 
artei der Arbeitgeber am Tarifvertrag alle 
aßnahnen zu unterlassen, die gegen den Be- 

stand des Tarifvertrages oder cinzelncr Bc- 


stimnungen gerichtet sind. Die Arbeitgeber. .usw. 
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Der $ 8 wird wie folgt geändert: 
Absatz 1 bleibt unverändert. 
Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


"Eine Allgeneinverbindlichkeit ist jedoch nur 
zulässig, wenn die vom Tarifvertrag betroffenen Beloe- 
schaften mit der Erklärung der Allgemeinverbindlichkcit 
cinverstanden sind. 


Den Arbeitgebern wird nach der Stellungnahuc 
der Belegschaften keine Frist zur Abgabe einer Gegen- 
erklärung eingeräunt. 


Alles übrige wird gestrichen. 


$ 9 erhält folgende Fassung: 


"Durch Stellungnahnc der Arbeitnchner 
UST. en Tee 0 © 1S unterworfen. 


21 0 


Alles weitere wird gestrichen. 


$ 10 Absatz 1 und 2 werden gestrichen. 


$ 11 wird ganz gestrichen. 


In 3 13 wird das Wort "Vertragspartcicn" durch "Arbeitgeber" 
ersetzt. 


$ 15 erhält folgend: Fassung: 
"Das Tarifamt bestcht aus cinem Vorsitzenden, cincn 


Arbeitgeber und fünf Arbeitnchnern. Es wird durch Ver- 
ordnung der Regicrungskommission errichtet." 


$ 16: Hinter dem Wort "Arbeitswcescen" wird angefügt: 


"nach Zustimmung der Witglieder des Tarifamts. " 


Sämtliche Fraktionen behielten sich ihre Stellungnahno 


bis zum Plenum vor. 
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Tunkt 8 der Tagesordnung betreffend: 


Jugendvohlfahrt 


wurde wis folgt beraten: 


Säntliche Fraktionen behiclten sich ihrc endgültige 
Stellungnahnc bis zur Vollversamnlung vor. 
ie Konnunisten werden in der Vollversammlung ent- 
sprechende Anträge zu der Vorlagc cinbringen. 


Punkt 9 der Tagesordnung betreffend 


Clearingverfahren. 


Säntlichc Fraktionen behalten sich zu dieser Vorlagc 
ihre endgültine Stcllungnahnc bis zur Vollversammlung vor. 

“Die Deutsche Front erklärt, daß in cinem hicsigen Blavt 
über die Vorlagen Angaben gemacht worden sScicn, San die Vorlage 
deshalb nötig Zcwesen sci, weil dic Zahlungen von eutschland 
ausgeblieben scien. Dicse Angaben seien nicht zutreffend. 

ie Deutsche Front ersucht die Aegierungskonnission, 
dafür zu sorgen, daß dis Zahlungen genau nach dem Saargebict gc- 
leistet werden, wic das bisher der Fall gewesen sel. 


Saarbrücken,den 14. August 1934. 
Der Berichterstatter: 
gez. ärtner, N.d.L. 
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